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11. Artenschutzrechtliche Prüfung 

 
Nach § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetzt (BNatSchG) ist es verboten: 
 wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder 

zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
 wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fort-

pflanzungs-,Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-, und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine er-
hebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art verschlechtert, 

 Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Na-
tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

 wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn die Störung zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 
lokalen Population führt. Des Weiteren liegt ein Schädigungsverbot vor, wenn die ökologische Funktion der 
von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang nicht ge-
wahrt bleibt. 
 
Die Biotop- und Artenvielfalt innerhalb der Plangebiete ist im Wesentlichen schon durch die derzeitige Nut-
zung und der daraus resultierenden starken anthropogenen Überprägung eingeschränkt. Von einem Vor-
kommen streng geschützter Arten ist nicht auszugehen. 
 
Durch den Inhalt des Bebauungsplanes, welcher lediglich die Sicherung des bereits vorhandenen baulichen 
Bestandes und der bereits ausgeübten Nutzung zum Ziel hat und lediglich die Anpassung der planungs-
rechtlichen Festsetzungen an den tatsächlichen Bedarf vorsieht, sind artenschutzrechtlichen Belange nicht 
betroffen. 
 
Im Falle eines Vorkommens von streng geschützten Arten sind weitergehende artenschutzrechtliche Maß-
nahmen durch einen Fachplaner festzulegen und mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.  
 
Generell gilt: 
 Sollten sich bei der Realisierung des Bebauungsplanes Verdachtsmomente für das Vorliegen bisher 

nicht bekannter, artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs.1 BNatSchG ergeben, so sind 
diese gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) im Rahmen der Mitwirkungspflicht sofort der Unte-
ren Naturschutzbehörde (Landkreis Nordhausen) anzuzeigen. 

 Die Beseitigung von Bäumen und Sträuchern im Plangebiet hat ausschließlich im Zeitraum vom 1. Okto-
ber bis 28. Februar p.a. zu erfolgen (§ 39 (5) BNatSchG). 

 
 

12. Inhalt des Bebauungsplanes „Bungalowsiedlung Herrmannsacker“ 

 

12.1. Beschreibung und Begründung der getroffenen Festsetzungen 

 
Seitens der Gemeinde Harztor ist beabsichtigt, durch den Bebauungsplan „Bungalowsiedlung 
Herrmannsacker“, die im Plangebiet 1 bereits vorhandene, städtebaulich erwünschte und verträgliche Wo-
chenenderholungsnutzung zu sichern und einen städtebaulichen Rahmen für geringfügige Erweiterungen zu 
definieren. Die dazu getroffenen Festsetzungen berücksichtigen dabei das Grundprinzip einer geordneten 
und nachhaltigen Siedlungsentwicklung im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben (hier: insbesondere BauGB, 
BauNVO, BNatSchG). 
 

12.1.1. Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 (7) BauGB) 

 
Der gemäß § 9 (7) BauGB festgesetzte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Bungalowsiedlung Herrmannsacker“ der Gemeinde Harztor besteht aus 2 Teilbereichen: 

 Geltungsbereich 1: Wochenendhausgebiet  
 Geltungsbereich 2: externe Ausgleichsmaßnahme. 
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Der Geltungsbereich 1 besitzt eine Gesamtbruttofläche von ca. 5,2 ha und ist in der Planunterlage durch das 
Planzeichen 15.13 der Planzeichenverordnung (PlanzV 90) eindeutig zeichnerisch festgesetzt, so dass die 
Übertragbarkeit seiner Grenzen in die Örtlichkeit rechtseindeutig möglich ist. 
 
Das Plangebiet 1 befindet sich in der Flur 5 der Gemarkung Herrmannsacker. Es befindet sich im Bereich 
eines Höhenzuges nördlich der Ortslage, welcher die Bebauung des Ortes vom weiter nördlich verlaufenden 
Tal des Krebsbaches trennt, auf einer Höhenlage von etwa 288 bis 317 müNHN. Es handelt sich um topo-
grafisch von Süden nach Norden hin ansteigendes Gelände. 
 
Die Bungalowsiedlung wird über die verlängerte kommunale Straße „Untere Reihe“ erschlossen und liegt ca. 
100m von der letzten Bebauung der Ortslage entfernt. 
 
Das Plangebiet 1 ist geprägt von einem Gebäudebestand an Wochenendhäusern. Diese befinden sich im 
nördlichen und westlichen Teil des Gebietes auf relativ großen, im übrigen Plangebiet aus teilweise sehr 
kleinen Grundstücken.  
 
Abweichend zum Vorentwurf des Bebauungsplanes wurden im Planverfahren: 

- Die an der nordwestlichen Grenze des Geltungsbereiches liegenden Grundstücke 63/45 und 63/46 
aus dem Geltungsbereich entlassen. Diese Grundstücke verfügen derzeit über keinen baulichen Be-
stand. Nach Aussage der Unteren Naturschutzbehörde kann damit die Erteilung einer landschafts-
schutzrechtlichen Erlaubnis einer baulichen Nutzung gem. § 36 (5) ThürNatG nicht in Aussicht ge-
stellt werden. Damit wäre für eine künftige Bebauung eine  landschaftsschutzrechtliche Befreiung 
gem. § 67 BNatSchG erforderlich. Diese wird ebenfalls nicht in Aussicht gestellt, da die Befreiungs-
voraussetzungen (überwiegendes öffentliches Interesse, unzumutbare Belastung) nicht gegeben 
sind. Um die Umsetzbarkeit sowie den Vollzug des Bebauungsplanes für das gesamte Plangebiet 
nicht in Frage zu stellen, erfolgte der Ausschluss dieses Teilbereiches aus dem ursprünglichen Gel-
zungsbereich. 

- Die gesamten Grundstücksflächen im nördlichen Teil des Geltungsbereiches 1 bis zum angrenzen-
den Heuweg in den Geltungsbereich einbezogen, um die hier teilweise schon bestehenden Neben-
anlagen sowie eine künftige Nutzung dieser Grundstücksteile für Nebengebäude, Wege usw. pla-
nungsrechtlich für eine Genehmigung vorzubereiten. 

 
Das Plangebiet 1 grenzt im Osten an Waldflächen an. Südlich des Geltungsbereiches verläuft ein Bachlauf, 
daran schließen sich landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Westlich befinden sich Wiesenflächen mit 
Laubgehölzbestand sowie die Ortslage Herrmannsacker. Nördlich der Bungalowsiedlung fällt das Gelände in 
das Tal des Krebsbaches, mit den Gebäuden der Streusiedlung um die Ausflugsgaststätte Sägemühle, ab.  
 
Der Geltungsbereich 2 befindet sich nördlich der Ortslage Herrmannsacker. Es umfasst das Flurstück 78 der 
Flur 4, Gemarkung Herrmannsacker und damit das Flurstück der kommunalen „Breitensteiner Straße“, wel-
che die Ortslage Herrmannsacker mit der nördlich gelegenen Streusiedlung um die Ausflugsgaststätte Sä-
gemühle sowie um Schützes Mühle verbindet. Entlang dieser Straße soll, als externe Ausgleichsmaßnahme 
für den bei der Umsetzung der Planung entstehenden Eingriff, die ehemals vorhandene straßenbegleitende 
Baumreihe an der westlichen Straßenseite, wieder aufgepflanzt werden. Der Geltungsbereich 2 umfasst eine 
Fläche von ca. 3.700 m². 
 

12.1.2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

 
Alle Aussagen zur Art der baulichen Nutzung beziehen sich ausschließlich auf das Plangebiet 1. 
 
Um die städtebaulichen Rahmenbedingungen für die Sicherung bzw. verträgliche Erweiterung des baulichen 
Bestandes der vorhandenen Bungalowsiedlung zu schaffen, erfolgt die Festsetzung der Art der baulichen 
Nutzung prinzipiell als Sondergebiet „Wochenendhausgebiet“ (SOWOCH) gemäß § 9 (1) Nr.1 BauGB i.V.m. 
§ 10 (3) BauNVO.  
Die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung erfolgt in Anlehnung an den Katalog der im § 10 BauNVO 
genannten Sondergebiete, die der Erholung dienen. Dabei wird seitens der Gemeinde Harztor die zumeist 
temporär stattfindende Wochenendhausnutzung als die vorrangig gewünschte Nutzungsart des Gebietes 
allgemein festgesetzt.  
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Zur grundsätzlichen Einschränkung der baulichen Nutzungen auf den Wochenendhausgrundstücken erfolgte 
dabei die Begrenzung der Zulässigkeit baulicher Anlagen durch Nennung in § 1 (1) der Textlichen Festset-
zungen: 
 
In den Sondergebieten SOWOCH1-3 gem. § 10 (3) BauNVO sind folgende baulichen Anlagen allgemein zu-

lässig: 
 ein Wochenendhaus pro Grundstück, 
 maximal ein Stellplatz oder eine Garage/Carport (gem. § 12 BauNVO) pro Wochenendhaus, 
 Nebenanlagen (gem. § 14 BauNVO)  
für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf. 

 
Grundsätzlich sollen die Wochenendhäuser im Sondergebiet „Wochenendhausgebiet“ (SOWOCH) als Einzel-
häuser errichtet werden. Da aber ein baulicher Bestand von einzelnen Hausgruppen, bestehend aus zwei 
Häusern, im Plangebiet vorhanden ist und davon auszugehen ist, dass auch für die Sanierung/ Teilerneue-
rung/ Erweiterung dieses Bestandes in der Zukunft Bauanträge erforderlich werden, erfolgt die Festsetzung 
einer ausnahmsweisen Zulässigkeit dieser Bauform. 
 

12.1.3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

 
Alle Aussagen zum Maß der baulichen Nutzung beziehen sich ausschließlich auf das Plangebiet 1. 
 
Die Mindestfestsetzungen des Maßes der baulichen Nutzung nach § 16 (3) BauNVO beinhalten die Festset-
zung: 

- der Grundflächenzahl (GRZ) oder der Größe der Grundfläche (GR) der baulichen Anlage und 
- der Zahl der Vollgeschosse oder 
- der Höhe der baulichen Anlagen (H). 

 
Aus den in Pkt. 6 genannten Gründen erfolgt die Aufstellung des in Rede stehenden Bebauungsplanes als 
einfacher Bebauungsplan gem. § 30 (3) BauGB. Aus diesem Grund kann auf die Festsetzung der Art der 
baulichen Nutzung, des Maßes der baulichen Nutzung oder der Erschließung des Plangebietes verzichtet 
werden. Im Bebauungsplan „Bungalowsiedlung Herrmannsacker“ wird die Festsetzung der Höhe der bauli-
chen Anlagen bzw. der Zahl der Vollgeschosse als nicht erforderlich angesehen. Damit handelt es sich um 
einen einfachen Bebauungsplan. 
Wird auf diese Festsetzung verzichtet, ist dieses Kriterium im Einzelgenehmigungsverfahren nach § 35 
BauGB zu prüfen und zu bewerten. Diese Vorgehensweise wird aufgrund der sehr bewegten Topographie 
des Plangebietes als angemessen bewertet. Über das Einfügen der Gebäudehöhen der künftigen Wochen-
endhäuser kann und muss damit im Einzelfall, unter Bewertung der topographischen Höhenlage und des 
Einfügungsgebotes in das Landschaftsbild, entschieden werden. Diese Vorgehensweise wurde im Gespräch 
mit dem zuständigen Bauordnungsamt des Landkreises Nordhausen abgestimmt. Zusätzlich zur Prüfung 
des Einfügens einer künftigen Bebauung in das Landschaftsbild, ist eine landschaftsschutzrechtliche Erlaub-
nis der Unteren Naturschutzbehörde für die Einzelbauvorhabe erforderlich. Auch hier wird geprüft, dass 
durch das Vorhaben keine wesentliche Beeinträchtigung der Landschaft und des Landschaftsbildes entsteht. 
Damit sieht die Gemeinde Harztor eine städtebauliche Ordnung des Gebietes, hinsichtlich der Höhenent-
wicklung der künftigen Gebäude, als gesichert an. Aus diesem Grund wird auf eine Festsetzung zur Höhe 
baulicher Anlagen im Plangebiet verzichtet. 
 
Planerisches Ziel ist es jedoch, unter Beachtung der unterschiedlichen Größen der Grundstücke im Plange-
biet, ein angemessenes Maß der Überbauung festzusetzen. Aus diesem Grund wurde eine Teilung des 
Sondergebietes „Wochenendhausgebiet“ in 3 Teilgebiete vorgenommen, für die jeweils abweichende Fest-
setzungen getroffen wurden.  
Grundlage der Festsetzungen der maximalen Grundfläche der Wochenendhäuser sowie der insgesamt zu 
überbauenden Grundfläche auf den Grundstücken ist eine Analyse des baulichen Bestandes im Plangebiet. 
Diese erfolgte in tabellarischer Form und wird den Unterlagen in den Verfahrensakten zum Bebauungsplan 
beigefügt. 
 
Grundfläche je Wochenendhaus: 
 
Entsprechend der Vorgaben des § 10 (3) Satz 3 BauNVO wurden die zulässigen Grundflächen der Wochen-
endhäuser unter Berücksichtigung des bereits vorhandenen baulichen Bestands im Planbereich festgesetzt.  
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Der aktuelle bauliche Bestand des Wochenendhausgebietes im Geltungsbereich umfasst 64 Wochenend-
häuser mit kleineren Nebengebäuden (i.d.R. Gartengerätehäusern). Dabei variieren die Größenordnungen 
der baulichen Anlagen auf den Grundstücken sehr stark (Hauptbaukörper zwischen 30 m² und bis zu 80 m² 
Grundfläche), so dass der aktuelle bauliche Bestand eine inhomogenen Struktur aufweist. Um künftig im 
überwiegenden Teil des Gebietes, trotz unterschiedlich großer Grundstücksgrößen, einen homogenen und in 
der maximalen Ausdehnung begrenzten Bestand an Hauptbaukörpern zu erreichen, wurde für  

- das Sondergebiet SOWoch1 die maximale Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 60m², 
- das Sondergebiet SOWoch2 die maximale Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 65m²,  
- das Sondergebiet SOWoch3 die maximale Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 70m². 

festgesetzt. 
 
Die abweichende Festsetzung resultiert aus den unterschiedlichen Grundstücksgrößen in den Sondergebie-
ten und daraus abgeleitet den unterschiedlich festgesetzten, insgesamt zu überbauenden Grundflächen 
(gem. §19 BauNVO).  
 
In Auswertung der grundstücksbezogenen Analyse kann festgestellt werden, dass die Festsetzung einer 
Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 60m² im SOWoch1 

- für 5 Grundstücke derzeit schon überschritten wird, 
- für 5 Grundstücke derzeit fast erreicht ist (< 5m²) , 
- für 10 Grundstücke einen Erweiterungsoption (> 5m²) darstellt. 

 
In Auswertung der grundstücksbezogenen Analyse kann festgestellt werden, dass die Festsetzung einer 
Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 65m² im SOWoch2 

- für 8 Grundstücke derzeit schon überschritten wird, 
- für 3 Grundstücke derzeit erreicht ist (< 5m²), 
- für 30 Grundstücke einen Erweiterungsoption (> 5m²)  darstellt. 

 
Für den westlichen Teil der Siedlung, in welchem sich 3 große Wochenendgrundstücke mit Grundstücksgrö-
ßen von 2.300m² bis 3.500 m² befinden und der bereits vorhandene Gebäudebestand eine Grundfläche von 
bereits 65 m² überschreitet, erfolgt die Festsetzung einer Grundfläche pro Wochenendhaus von maximal 
70 m² (SOWoch3). Aufgrund des Verhältnisses von Baukörper zu Grundstücksfläche wird hier keine Verlet-
zung der städtebaulich verträglichen Maßstäblichkeit ausgelöst. 
 
Ziel ist es, im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, die Grundflächen pro Haus auf ein Maß 
festzuschreiben, welches eine Vergrößerung dieser Hauptbaukörper sowie die Errichtung von Ersatzneubau-
ten auf den Grundstücken soweit einschränkt, dass eine dauerhafte Nutzung als Wochenendhaus zwar wei-
ter möglich ist, die Größenordnung für eine bauliche Nutzung zu Wohnzwecken aber nicht erreicht wird. Für 
mögliche Ersatzneubauten ist nunmehr von vornherein nur eine konkret beschränkte Größe der Hauptbau-
körper zulässig. 
 
Grundfläche gemäß § 19 BauNVO: 
 
Aufgrund der deutlichen Unterschiede der Grundstücksgrößen im Plangebiet, erfolgte auch hinsichtlich der 
Festsetzungen der maximal zulässigen Grundfläche, die Unterteilung des Gebietes in 3 Teilgebiete.  
 
SOWoch 1: 
Das Sondergebiet SOWoch1 umfasst Wochenendhausgrundstücke, die Grundstücksgrößen zwischen 250m² 
bis 400m² aufweisen. Eine Festsetzung der gem.  § 17 BauNVO maximal einzuhaltenden GRZ 0,2 ist hier 
aufgrund der kleinen Grundstücksflächen und des bereits vorhandenen Gebäudebestandes, nicht umsetz-
bar. Bei einer GRZ von 0,2 wäre im überwiegenden Teil des SOWoch1 eine Überbauung von nur 40m² bis 
60m² zulässig. Diese Größenordnung ist in den meisten Fällen durch die vorhandene Überbauung mit Ge-
bäuden, Wegen, Terrassen usw. bereits überschritten. Um eine zumutbare Lösung für die vorhandene bauli-
che Nutzung zu finden, wird in diesem Teilbereich des Wochenendhausgebietes deshalb eine konkrete ma-
ximal in Anspruch zu nehmende Grundfläche von 80m² festgesetzt.  
 
Ein Teil der Wochenendhausgrundstücke im SOWoch1 besteht aus 2 Flurstücken. Dabei kann die maximal 
zulässige Grundfläche nur für die Flurstücke angerechnet werden, auf denen eine bauliche Hauptnutzung 
(ein Wochenendhaus) stattfindet. Eine Verschmelzung der Flurstücke oder die Festschreibung einer Vereini-
gungsbaulast wird aktuell und parallel zum Bebauungsplanverfahren durch die Grundstückseigentümer ver-
anlasst. 
 
 



Juni 2021  Seite: 22 von 45  

 

Begründung mit Umweltbericht  des  Bebauungsplanes „Bungalowsiedlung Herrmannsacker“ der Gemeinde Harztor 

SOWoch 2: 
Mit dem Ziel, einheitliche und konkret vergleichbare Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen und damit 
klare Regelungen für den Vollzug zu gewährleisten, erfolgt im Sondergebiet SOWoch2 ebenfalls die Festset-
zung einer konkreten, maximal in Anspruch zu nehmende Grundfläche - hier von 100m². 
Die Grundstücke verfügen über Flächengrößen zwischen 450m² bis > 1.000m².   
Der § 17 BauNVO schreibt für Wochenendhausgebiete eine maximal einzuhaltende GRZ von 0,2 fest. Mit 
der Festsetzung einer Grundfläche von maximal 100m² / Grundstück kann diese Vorgabe im überwiegenden 
Teil des SOWoch2 eingehalten werden. 
Ziel ist es auch hier, die Voraussetzungen für eine zeitgemäße Grundstücksnutzung zu gewährleisten und 
den Eigentümern zu ermöglichen, zusätzlich zur Hauptnutzung (Wochenendhaus) auch ein Nebengebäude 
(Gartengerätehaus) sowie einen Carport oder Kfz-Stellplatz zu errichten.  
 
SOWoch 3: 
Das Teilgebiet befindet sich im Westen des Plangebietes und verfügt über sehr große Grundstücke. Eine 
Festsetzung der zulässigen GRZ von 0,2 würde eine sehr große überbaubare Fläche in diesem Bereich 
ermöglichen. Dies ist für die geplante Wochenendhausnutzung nicht erforderlich. Im Sinne eines sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden wurde hier die in Anspruch zu nehmende Grundfläche auf eine Größe von 
maximal 150m² begrenzt. Damit liegt diese leicht über der Grundfläche der anderen Teilgebiete, ist aber 
aufgrund z.B. deutlich längerer Wegeflächen auf den Grundstücken notwendig. 
 
Mit den getroffenen Festsetzungen der Grundflächen in den einzelnen Teilgebieten soll die Überbauung der 
Grundstücke auf ein notwendiges Maß beschränkt bleiben. Außerdem wird damit ein einheitlicher städtebau-
licher Rahmen für die bauliche Nutzung im Gebiet festgesetzt. 
Im Hinblick auf die Lage des Plangebietes im LSG „Alter Stolberg“ kann der entstehende Eingriff in Natur 
und Landschaft bei maximaler Umsetzung der Planung somit möglichst minimiert werden. 
  
Da es sich bei dem vorliegenden Bebauungsplan um einen einfachen Bebauungsplan handelt, der vorwie-
gend zur Sicherung des baulichen Bestandes und der vorhandenen Nutzungen dienen soll, sind alle zu be-
antragenden Neu- bzw. Ersatzneubauten auf den Grundstücken im Übrigen nach § 35 BauGB zu beurteilen.  
Im Baugenehmigungsverfahren gem. § 35 BauGB muss dann der Ausgleich der entstehenden Eingriffe in 
Natur und Landschaft nachgewiesen werden. Die entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen werden in § 5 der 
Textlichen Festsetzungen benannt.  
 

12.1.4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

 
Die Aussagen zur überbaubaren Grundstücksfläche beziehen sich auf das Plangebiet 1. 
 
Baugrenze gemäß § 23 BauNVO 
Die überbaubare Grundstücksfläche im Plangebiet wurde durch Baugrenzen großzügig und eindeutig fest-
gesetzt. Diese Maßnahme wird als erforderlich angesehen, um den Bauherren und Architekten einen städte-
baulich verträglichen Gestaltungsspielraum zu gewähren sowie eine gewisse Flexibilität bei der Errichtung 
baulicher Anlagen und somit eine größere Effizienz im Plangebiet zu erreichen, ohne dass die planungs-
rechtlich und ordnungspolitisch erforderliche Zielausrichtung des verbindlichen Bauleitplanes verletzt wird.  
Dabei erfolgte die Festsetzung der Baugrenze unter Beachtung des bereits vorhandenen Bestandes an 
Baukörpern.  
 
Darüber hinaus ist es das Ziel, durch die Festsetzung der Baugrenze die Errichtung von Wochenendhäusern 
im Bereich der großen Grundstücke auf einen Bereich einzuschränken, der sicherstellt, dass diese Grund-
stücke auch in Zukunft mit nur einem Hauptbaukörper bebaut werden können.  
 
Grundsätzlich soll die festgesetzte Baugrenze auch künftig eine nachvollziehbare städtebauliche Ordnung 
hinsichtlich der Anordnung der Hauptbaukörper im Plangebiet gewährleisten. 
 

12.1.5. Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 

 
Im Plangebiet befinden sich einzelne private Wege, die von mehreren Grundstückseigentümern zur Er-
schließung ihrer Grundstücke genutzt werden. Diese werden als Verkehrsflächen mit der besonderen 
Zweckbestimmung als verkehrsberuhigte Bereiche festgesetzt. Der Ausbau dieser Wege erfolgt mit wasser-
durchlässigen Belägen. Eine Versiegelung ist nicht vorgesehen. 
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Außerdem werden die kommunalen Straßen im Plangebiet 1 (Trift, Liftweg, Am Krebsbach) und Plangebiet 2 
(Breitensteiner Straße) als öffentliche Straßenverkehrsflächen festgesetzt. Diese dienen der öffentlichen 
Erschließung der einzelnen Grundstücke.  
 
Kfz-Stellflächen sind auf den Grundstücken unterzubringen. Aufgrund der Lage des Plangebietes im LSG 
„Alter Stolberg“ ist es nicht Ziel der Gemeinde Harztor, den Bedarf an Kfz- Stellplätzen, der aus der bauli-
chen Nutzung des Plangebietes entsteht, auf zusätzlichen Flächen unterzubringen und damit eine zusätzli-
che Inanspruchnahme von Grund und Boden zu erzeugen sowie eine weitere Beeinträchtigung des Land-
schaftsraumes in Kauf zu nehmen.   
 

12.1.6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 
20 und 25 BauGB) 

 
Folgende Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft werden festgesetzt: 
 
In den als Sondergebiet SOWOCH1, SOWOCH2 und SOWOCH3 festgesetzten Flächen ist je angefangene 100m² in 
Anspruch genommene Grundfläche gem. § 19 BauNVO mindestens 1 einheimischer, standortgerechter 
Laubbaum 2. Wuchsordnung oder Obstbaum (Hochstamm) und eine mindestens 1,5-reihige standortge-
rechte Strauchhecke aus einheimischen Laubsträuchern auf einer Länge von 10m (oder alternativ 3 
Laubsträucher als Gruppe) anzupflanzen.  
 

Ist die Neuanpflanzung innerhalb der Flächen des Sondergebietes SOWOCH1 nicht möglich, kann diese in-
nerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft des Geltungsbereiches 2 erfolgen. Die konkrete Umsetzung der geplanten Pflanzmaßnahme ist 
im Maßnahmenblatt M1 (Anlage 1 der Begründung zum Bebauungsplan) beschrieben. 
 
Diese Pflanzmaßnahmen sind vorrangig auf den privaten Grundstücken durchzuführen und dienen der 
Durchgrünung des Gebietes.  
Aufgrund der teilweise sehr kleinen und bereits gärtnerisch genutzten Grundstücke im SOWOCH1 ist es nicht 
zielführend, diese Pflanzmaßnahmen zwingend innerhalb der Grundstücksflächen festzusetzen. Die Ge-
meinde stellt den Grundstückseigentümern deshalb frei, die festgesetzte Baumpflanzung alternativ entlang 
der Breitensteiner Straße, im Abschnitt des Geltungsbereiches 2,  vorzunehmen. Wird diese Variante ge-
wählt, hat die Pflanzung gem. Maßnahmenblatt M1 (Anlage GOP) zu erfolgen. Hier werden Baumarten und 
Pflanzqualitäten festgeschrieben. Ziel ist es, wieder eine einreihige, straßenbegleitende Baumreihe anzule-
gen. Diese soll aus einheimischen, mittelgroßen Laubbäumen bestehen. Die Breite des Straßenflurstückes 
(Flurstück-Nr. 78 der Flur 5 Gemarkung Herrmannsacker) beträgt überwiegend ca. 13m. Der, gem. § 44 Nr. 
1b i.V.m. § 46 ThürNRG erforderliche Grenzabstand zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen von 
3m kann eingehalten werden. Maximal können innerhalb der festgesetzten Maßnahmenfläche 22 Bäume 
neu gepflanzt werden. 
 
Ziel ist es, den im Rahmen der Realisierung des Bebauungsplanes entstehenden Eingriff in Natur und Land-
schaft auszugleichen.  
Aussagen zur Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung sind dem Grünordnungsplan in der Anlage 1 zur Begrün-
dung zu entnehmen. 
 
Im Sinne der Vermeidung wurde weiterhin festgesetzt, dass vorhandene und neu anzupflanzende Gehölze 
vom jeweiligen Grundstückseigentümer fachgerecht zu pflegen, zu unterhalten und bei Abgang im Verhältnis 
1:1 zu ersetzen sind. Die Pflanzstandorte können dabei den örtlichen Erfordernissen angepasst werden. Zur 
Verwendung kommende Pflanzen und Materialien müssen den jeweiligen Qualitätsnormen nach DIN 18916 
entsprechen und fachgerecht gepflanzt werden. Anzuchtformen und Mindestanforderungen an die zu pflan-
zenden Qualitäten wurden im Bauleitplan festgesetzt. 
 
 

12.2. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 (6) BauGB)  

 
Die Lage des Plangebietes innerhalb des Naturparks „Südharz“ sowie innerhalb des Landschaftsschutzge-
bietes „Alter Stolberg“ wurde auf die Planzeichnung nachrichtlich übernommen.  
Weitere, erforderliche nachrichtliche Übernahmen, nach anderen Vorschriften getroffener Festsetzungen 
sowie Denkmäler nach Landesrecht gemäß § 9 (6) BauGB sind derzeit nicht bekannt. 
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In der öffentlichen Verkehrsfläche im Süden des Plangebietes 1 (Am Krebsbach) verläuft eine Mittelspan-
nungsleitung (Strom) der TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co.KG. Dieser Leitungsverlauf wurde nach-
richtlich in die Planunterlage übernommen. 
Weiterhin erfolgte die Darstellung des Waldabstandsbereichs gem. § 26 (5) BauGB innerhalb des Plangebie-
tes. 
 
 

12.3. Hinweise zum Planvollzug 

 
Im Teil 4 auf der Planzeichnung soll auf wichtige Forderungen, Maßnahmen und vorliegende gesetzliche 
Rahmenbedingungen hingewiesen werden, deren Beachtung für die Realisierung der Planung erforderlich 
sind. Obwohl diese Hinweise planungsrechtlich keine Rechtskraft entfalten, wurden sie aus Gründen der 
Transparenz in die Planzeichnung (Teil 4) übernommen und werden im Zuge des weiteren Planverfahrens 
ggf. ergänzt. Es handelt sich hierbei um Vorgaben zum Umgang mit: 

- Archäologischen Bodenfunden, 
- Munitionsfunden/ Kampfmitteln, 
- Vorhandenen Leitungsbeständen, 

um zu beachtende Voraussetzungen des Plangebietes, wie: 
- Geologischen Verhältnisse und Belange, 
- Waldrechtliche Belange 

sowie um gesetzlich einzuhaltende Regelungen, hinsichtlich des 
- Natur- und Artenschutzes und 
- der Lage des Plangebietes im LSG „Alter Stolberg“. 

 

13. Erschließung 

 
Die verkehrliche Erschließung der Grundstücke des Plangebiets erfolgt über die Verlängerung der kommu-
nalen Straße Untere Reihe, welche als öffentliche Erschließungsstraße (Trift, Liftweg, Am Krebsbach) durch 
das Plangebiet führt. Die Straße ist in einer Asphaltdeckung ausgebaut. Der ruhende Verkehr ist auf den 
privaten Grundstücken im Plangebiet unterzubringen. 
 
Öffentlich- rechtliche Erschließung der einzelnen Grundstücke 
 

1. Im Plangebiet sind mehrere Grundstücke vorhanden, die derzeit noch aus mehreren Flurstücken be-
stehen. In der Regel befindet sich die bauliche Hauptnutzung hier nicht auf dem Flurstück, welches 
an der öffentlichen Verkehrsfläche anliegt. Aus diesem Grund ist deshalb für einige Wochenendhäu-
ser derzeit keine öffentlich-rechtliche Erschließung gegeben.  
In diesen Fällen wurden durch die betroffenen Grundstückseigentümer entweder das Eintragen von 
Vereinigungsbaulasten für die einzelnen Flurstücke oder das katasterliche Verschmelzen der Flur-
stücke zu einem Flurstück veranlasst. Entsprechende Anträge wurden beim Thüringer Landesamt 
für Bodenmanagement und Geoinformation, Katasterbereich Artern gestellt und werden derzeit be-
arbeitet. 
 

2. Weiterhin sind derzeit einige Grundstücke nur durch Überfahren fremder Grundstücke oder öffentli-
cher bzw. privater Wege zu erreichen. Hier erfolgt derzeit durch die entsprechenden Grundstücksei-
gentümer das Eintragen von Zuwegungsbaulasten zur öffentlich rechtlichen Erschließung der 
Grundstücke. 

 
Das Plangebiet ist an das zentrale Netz des zuständigen Wasserverbandes angeschlossen. Über diesen 
Anschluss wird die Trink- und Löschwasserversorgung des Bungalowgebietes sichergestellt. 
Zur Löschwasserversorgung des Plangebietes stehen 4 Hydranten des Wasserverbandes in unmittelbarer 
Umgebung bzw. innerhalb der Bungalowsiedlung zur Verfügung. Seitens des Verbandes wurde am 
09.12.2019 eine Hydrantenmessung vorgenommen. Das Ergebnis dieser Messung ergab, dass der Lösch-
wasserbedarf des Gebietes von 48m³/h über 2 Stunden aus dem Trinkwassernetz abgesichert werden kann. 
Das entsprechende Schreiben des Wasserverbandes Nordhausen vom 16.12.2019 an die Gemeinde 
Harztor ist der Begründung als Anlage 03 beigefügt. 
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Die Elektroenergieversorgung erfolgt über das Versorgungsnetz der TEN Thüringer Energienetze GmbH 
bzw. der Nordhausen Netz GmbH. 
Im Plangebiet befinden sich Niederspannungsleitungen sowie Mitteldruck-Gasleitungen der Nordhausen 
Netz GmbH. Der Leitungsverlauf ist der Stellungnahme der Nordhausen Netz GmbH vom 28.09.2020 (in der 
Verfahrensakte) zu entnehmen. 
 
Die abwassertechnische Erschließung des Gebietes soll, in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde,  
über die Errichtung (oder den Nachweis bereits vorhandener) abflussloser Gruben erfolgen. Abflusslose 
Gruben müssen dem Stand der Technik entsprechen bzw. an den Stand der Technik angepasst werden. 
Nach Abnahme durch den Abwasserzweckverband Südharz wird eine Sondervereinbarung zur Entsorgung 
mit dem Eigentümer abgeschlossen. 
Alternativ können, bei ausreichendem Abwasseranfall, auch vollbiologische Kleinkläranlagen genehmigt 
werden. Hierzu ist zunächst eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen, 
das kann über den Abwasserverband Südharz erfolgen. 
Im gültigen ABK des Abwasserzweckverbandes Südharz wird der mögliche Anschluss der Bungalowsied-
lung über einen Schmutzwasser oder Mischwasserkanal erst nach dem Jahr 2030 in Aussicht gestellt. 
 
Die anfallenden, unbelasteten Oberflächenwässer sollen dezentral im Plangebiet zurückgehalten und versi-
ckert werden. Unter der Voraussetzung, dass das anfallende Niederschlagswasser die Voraussetzungen der 
Thüringer Niederschlagswasserversickerungsverordnung erfüllt und breitflächig versickert werden kann, 
bedarf es für die Versickerung auf dem jeweiligen Grundstück keiner wasserrechtlichen Erlaubnis. 
 
Die Bungalowsiedlung ist bereits in das Abfallbeseitigungs- und Wertstoffabfuhrkonzept des Landkreises 
Nordhausen integriert. 
 
 

14. Bodenordnungsmaßnahmen gemäß BauGB 

 
Seitens der Gemeinde Harztor sind zur Realisierung des Bauleitplans keine bodenordnenden Maßnahmen 
gemäß BauGB vorgesehen. 
 
 

15. Kosten und Finanzierung der Planung 

 
Die Finanzierung der erforderlichen Planungskosten erfolgt durch die Bungaloweigentümer über einen städ-
tebaulichen Vertrag gemäß § 11 BauGB, sodass der Gemeinde Harztor diesbezüglich keine Planungskosten 
entstehen. 
 
Nordhausen, Juni 2021 
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Teil II – Umweltbericht nach § 2 (4) und § 2 a Satz 2 Nr.2 BauGB 

 

16. Vorbemerkungen zum Umweltbericht 

 
Im Rahmen der Umweltprüfung werden die voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem 
Umweltbericht gemäß Anlage zu §§ 2 und 2a BauGB beschrieben und bewertet. Die Ermittlungen für die 
Umweltprüfung und den Umweltbericht beziehen sich dabei gemäß § 2 (4) BauGB auf das, was nach ge-
genwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungs-
grad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden kann. Dabei ist bei der Ermittlung der Beein-
trächtigung sowie des Inhalts und Detaillierungsgrads des Umweltberichts auch zu beachten, dass die Kon-
fliktbewältigung in einigen Bereichen der späteren Vorhabenzulassung überlassen bleibt (Konflikttransfer in 
das Genehmigungsverfahren). 
 
Zum Begriff der "Erheblichkeit" nachteiliger Umwelteinwirkungen (§ 2 (4) Satz 1 BauGB) bestehen keine 
ausdrücklichen gesetzlichen Vorgaben. Allerdings sind die für das Vorhaben in der Anlage 1 zum UVPG und 
ThürUVPG ggf. vorhandenen Größen- oder Leistungswerte als eine Wertung des Gesetzgebers anzusehen, 
wann bei einem Vorhaben in der Regel von erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auszugehen ist. 
Bei lediglich vorprüfungspflichtigen Vorhaben kann somit von erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
nur ausgegangen werden, wenn sie auf Grund besonderer Umstände vergleichbar "schwere" Umweltauswir-
kungen haben können. 
Die Bewertungsmaßstäbe unterliegen im Übrigen, soweit nicht zwingendes Recht zu beachten ist, bei plane-
rischen Entscheidungen – wie im Fall der Bauleitplanung – den planungshoheitlichen Abwägungsgrundsät-
zen auf der Grundlage tatsächlich vorhandener Anhaltspunkte und der Anwendung von gesammelten Erfah-
rungswerten der Gemeinde.  
Als Bewertungsmaßstäbe können je nach Lage des Einzelfalls in der Bauleitplanung unter anderem heran-
gezogen werden: 
 
1. umweltbezogene Ziele der Raumordnung gemäß § 1 (4) BauGB, 
2. das allgemeine Ziel des § 1 (5) Satz 2 BauGB, nach dem der Bauleitplan dazu beitragen soll, eine men-

schenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln, 
3. die Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) Satz 1 Nr. 7 a–i BauGB, 
4. die Bodenschutzklausel nach § 1a (2) BauGB, 
5. umweltbezogene Darstellungen in Flächennutzungsplänen gemäß § 5 (2) Nr. 5, 6, 9 und 10 BauGB, 
6. umweltbezogene Aussagen in Fachplänen des Natur-, Wasser-, Abfall-, und Immissionsschutzrechts, 

soweit sie für die Abwägung nach § 1 (7) BauGB i.V.m. § 2 (3) BauGB von Bedeutung sind, 
7. die Eingriffsregelung nach § 21 BNatSchG i.V.m. § 1a (3) BauGB, 
8. die Erhaltungsziele und der Schutzzweck von Schutzgebietsausweisungen, insbesondere der Gebiete 

von gemeinschaftlicher Bedeutung und der europäischer Vogelschutzgebiete im Sinne des BNatSchG 
gemäß § 1 (6) Nr. 7b) BauGB, 

9. der Trennungsgrundsatz des § 50 BlmSchG. 
 
Anmerkung: Bei allen vorzunehmenden Betrachtungen und Prüfungen ist nicht nur von den konkret ge-

planten Vorhaben auszugehen, sondern es ist die gesamte festgesetzte, planungsrechtlich 
zulässige Nutzungspalette zu berücksichtigen. 

 
  Unberührt vom Ergebnis der Umweltprüfung im Hinblick auf die „Erheblichkeit“ der Umwelt-

auswirkungen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes „Bungalowsiedlung 
Herrmannsacker“ der Gemeinde Harztor erfolgt im Ergebnis der Auswertung der eingegan-
genen Stellungnahmen aus den Verfahrensschritten gemäß §§ 3 und 4 BauGB die Ermitt-
lung des planbegründeten, naturschutzrechtlichen Eingriffes in einer Eingriffsausgleichsbi-
lanzierung und wird durch die Einarbeitung der städtebaulich erforderlichen und begründeten 
Ausgleichsfestsetzungen in den verbindlichen Bauleitplan berücksichtigt. 
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17. Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes 

 

17.1. Planungserfordernis gemäß § 1 (3) BauGB und Planungsziele 

 
Ziel der Gemeinde Harztor ist die planungsrechtliche Sicherung der bereits bestehenden Wochenendhaus-
anlage östlich der Ortslage Herrmannsacker. 
 
Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine ehemalige DDR - Betriebs – Ferienhaussiedlung und um private 
DDR Wochenendgrundstücke, die auch nach 1990 immer weiter genutzt wurden und bis heute als Wochen-
endhausanlage bestehen. Der aktuelle bauliche Bestand des Gebietes umfasst 64 Wochenendhäuser mit 
kleineren Nebengebäuden (Carports, Gartengerätehäusern). 
 
In den letzten Jahren hat sich die städtebauliche Situation am Standort dahingehend verschärft, dass die 
vorhandenen Wochenendgrundstücke intensiv genutzt werden, bzw. bei Eigentümerwechsel diese Nutzung 
aufrechterhalten wird und weiter bestehen bleiben soll. In diesem Zusammenhang gab es Anfragen zu Bau-
anträgen für Komplettsanierungen der Hauptgebäude, Erweiterungen des bestehenden baulichen Wochen-
endhausbestandes bzw. für die Errichtung von Nebenanlagen. Außerdem besteht seitens der Grundstückei-
gentümer das Interesse, bereits errichtete bauliche Anlagen, welche in den 1990er Jahren aufgrund von 
Rechtsunsicherheiten und im guten Glauben entstanden sind, im Nachhinein legalisieren zu lassen. 
 
Seitens der Unteren Fachbehörden des LRA Nordhausen können aktuell keine Genehmigungen nach § 35 
BauGB (Bauen im Außenbereich) für eine bauliche Entwicklung im Gebiet in Aussicht gestellt werden, da 
dafür bisher die planungsrechtlichen Grundlagen fehlen (keine Darstellung im Flächennutzungsplan der 
Gemeinde, kein Bebauungsplan). Darüber hinaus werden seitens des Bauordnungsamtes klar vollziehbare 
Regelungen einer Satzung als Voraussetzung für die Genehmigungsfähigkeit von baulichen Anlagen im 
Plangebiet gefordert, die u.a. den Tatbestand der Verfestigung einer Splittersiedlung ausräumen. 
 
Durch die Interessengemeinschaft der Bungalowbesitzer wurde daraufhin der Anstoß zur Einleitung eines 
Aufstellungsverfahrens für einen Bebauungsplan, mit Festsetzung der bestehenden Wochenendhausnut-
zung gegeben. Die Gemeinde Harztor nimmt dieses Interesse zum Anlass, das Planverfahren eines Bebau-
ungsplanes mit klar vollziehbaren Festsetzungen für die bauliche Entwicklung des Gebietes zu führen.  
 
Eine langfristige Nutzung der Grundstücke für die Wochenenderholung liegt prinzipiell im Interesse der Ge-
meinde, da sich diese Nutzung in das Fremdenverkehrskonzept Harztor eingliedert und durch die Grund-
stückseigentümer die kommunalen und privaten touristischen und Dienstleistungsangebote (Gaststätten, 
Handwerk, Versorgung) in den einzelnen Orten der Gemeinde in Anspruch genommen werden.  
 
Die Gemeinde Harztor plant aus diesen Gründen die Aufstellung eines einfachen Bebauungsplanes,  
um den vorhandenen Wochenendhausstandort langfristig in seiner baulichen Nutzung zu sichern 
und die planungsrechtlichen Grundlagen für geringfügige Erweiterungsmöglichkeiten einzelner bau-
licher Anlagen bzw. von Ersatzneubauten zu schaffen,  
 
Da die Gemeinde Harztor für das Gebiet der ehemals selbstständigen Gemeinde Herrmannsacker keinen 
wirksamen Flächennutzungsplan besitzt, soll die Aufstellung des Bebauungsplanes als vorzeitiger Bebau-
ungsplan gem. § 8 (4) BauGB erfolgen. 
 
 

17.2. Beschreibung der Festsetzungen des Bauleitplans 

 

17.2.1. Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 (7) BauGB) 

 
Der gemäß § 9 (7) BauGB festgesetzte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Bungalowsiedlung Herrmannsacker“ der Gemeinde Harztor besteht aus 2 Teilbereichen: 

 Geltungsbereich 1: Wochenendhausgebiet  
 Geltungsbereich 2: externe Ausgleichsmaßnahme. 
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Der Geltungsbereich 1 besitzt eine Gesamtbruttofläche von ca. 5,2 ha und ist in der Planunterlage durch das 
Planzeichen 15.13 der Planzeichenverordnung (PlanzV 90) eindeutig zeichnerisch festgesetzt, so dass die 
Übertragbarkeit seiner Grenzen in die Örtlichkeit rechtseindeutig möglich ist. 
 
Das Plangebiet 1 befindet sich in der Flur 5 der Gemarkung Herrmannsacker. Es befindet sich im Bereich 
eines Höhenzuges nördlich der Ortslage, welcher die Bebauung des Ortes vom weiter nördlich verlaufenden 
Tal des Krebsbaches trennt, auf einer Höhenlage von etwa 288 bis 317 müNHN. Es handelt sich um topo-
grafisch von Süden nach Norden hin ansteigendes Gelände. 
 
Die Bungalowsiedlung wird über die verlängerte kommunale Straße „Untere Reihe“ erschlossen und liegt ca. 
100m von der letzten Bebauung der Ortslage entfernt. 
 
Das Plangebiet 1 ist geprägt von einem Gebäudebestand an Wochenendhäusern. Diese befinden sich im 
nördlichen und westlichen Teil des Gebietes auf relativ großen, im übrigen Plangebiet aus teilweise sehr 
kleinen Grundstücken.  
 
Abweichend zum Vorentwurf des Bebauungsplanes wurden im Planverfahren: 

- Die an der nordwestlichen Grenze des Geltungsbereiches liegenden Grundstücke 63/45 und 63/46 
aus dem Geltungsbereich entlassen. Diese Grundstücke verfügen derzeit über keinen baulichen Be-
stand. Nach Aussage der Unteren Naturschutzbehörde kann damit die Erteilung einer landschafts-
schutzrechtlichen Erlaubnis einer baulichen Nutzung gem. § 36 (5) ThürNatG nicht in Aussicht ge-
stellt werden. Damit wäre für eine künftige Bebauung eine  landschaftsschutzrechtliche Befreiung 
gem. § 67 BNatSchG erforderlich. Diese wird ebenfalls nicht in Aussicht gestellt, da die Befreiungs-
voraussetzungen (überwiegendes öffentliches Interesse, unzumutbare Belastung) nicht gegeben 
sind. Um die Umsetzbarkeit sowie den Vollzug des Bebauungsplanes für das gesamte Plangebiet 
nicht in Frage zu stellen, erfolgte der Ausschluss dieses Teilbereiches aus dem ursprünglichen Gel-
zungsbereich. 

- Die gesamten Grundstücksflächen im nördlichen Teil des Geltungsbereiches 1 bis zum angrenzen-
den Heuweg in den Geltungsbereich einbezogen, um die hier teilweise schon bestehenden Neben-
anlagen sowie eine künftige Nutzung dieser Grundstücksteile für Nebengebäude, Wege usw. pla-
nungsrechtlich für eine Genehmigung vorzubereiten. 

 
Das Plangebiet 1 grenzt im Osten an Waldflächen an. Südlich des Geltungsbereiches verläuft ein Bachlauf, 
daran schließen sich landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Westlich befinden sich Wiesenflächen mit 
Laubgehölzbestand sowie die Ortslage Herrmannsacker. Nördlich der Bungalowsiedlung fällt das Gelände in 
das Tal des Krebsbaches, mit den Gebäuden der Streusiedlung um die Ausflugsgaststätte Sägemühle, ab.  
 
Der Geltungsbereich 2 befindet sich nördlich der Ortslage Herrmannsacker. Es umfasst das Flurstück 78 der 
Flur 4, Gemarkung Herrmannsacker und damit das Flurstück der kommunalen „Breitensteiner Straße“, wel-
che die Ortslage Herrmannsacker mit der nördlich gelegenen Streusiedlung um die Ausflugsgaststätte Sä-
gemühle sowie um Schützes Mühle verbindet. Entlang dieser Straße soll, als externe Ausgleichsmaßnahme 
für den bei der Umsetzung der Planung entstehenden Eingriff, die ehemals vorhandene straßenbegleitende 
Baumreihe an der westlichen Straßenseite, wieder aufgepflanzt werden. Der Geltungsbereich 2 umfasst eine 
Fläche von ca. 3.700 m². 
 

17.2.2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

 
Um die städtebaulichen Rahmenbedingungen für die Sicherung bzw. verträgliche Erweiterung des baulichen 
Bestandes der vorhandenen Bungalowsiedlung zu schaffen, erfolgt die Festsetzung der Art der baulichen 
Nutzung im Geltungsbereich 1 prinzipiell als Sondergebiet „Wochenendhausgebiet“ (SOWOCH) gemäß § 9 (1) 
Nr.1 BauGB i.V.m. § 10 (3) BauNVO.  
 
Die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung erfolgt in Anlehnung an den Katalog der im § 10 BauNVO 
genannten Sondergebiete, die der Erholung dienen. Dabei wird seitens der Gemeinde Harztor die zumeist 
temporär stattfindende Wochenendhausnutzung als die vorrangig gewünschte Nutzungsart des Gebietes 
allgemein festgesetzt.  
 
Zur grundsätzlichen Einschränkung der baulichen Nutzungen auf den Wochenendhausgrundstücken erfolgte 
dabei die Begrenzung der Zulässigkeit baulicher Anlagen durch Nennung in § 1 (1) der Textlichen Festset-
zungen: 
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In den Sondergebieten SOWOCH1-3 gem. § 10 (3) BauNVO sind folgende baulichen Anlagen allgemein zu-
lässig: 
 ein Wochenendhaus pro Grundstück, 
 insgesamt maximal ein Stellplatz oder eine Garage (gem. § 12 BauNVO) pro Wochenendhaus, 
 Nebenanlagen (gem. § 14 BauNVO)  
für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf. 

 
Grundsätzlich sollen die Wochenendhäuser im Sondergebiet „Wochenendhausgebiet“ (SOWOCH) als Einzel-
häuser errichtet werden. Da aber ein baulicher Bestand von einzelnen Hausgruppen, bestehend aus zwei 
Häusern, im Plangebiet vorhanden ist und davon auszugehen ist, dass auch für die Sanierung/ Teilerneue-
rung/ Erweiterung dieses Bestandes in der Zukunft Bauanträge erforderlich werden, erfolgt die Festsetzung 
einer ausnahmsweisen Zulässigkeit dieser Bauform. 
 
Aufgrund des bereits vorhandenen baulichen Bestandes werden durch die Festsetzung der Art der baulichen 
Nutzung im Bebauungsplan keine erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ausgelöst. 
 

17.2.3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

 
Alle Aussagen zum Maß der baulichen Nutzung beziehen sich ausschließlich auf das Plangebiet 1. 
 
Die Mindestfestsetzungen des Maßes der baulichen Nutzung nach § 16 (3) BauNVO beinhalten die Festset-
zung: 

- der Grundflächenzahl (GRZ) oder der Größe der Grundfläche (GR) der baulichen Anlage und 
- der Zahl der Vollgeschosse oder 
- der Höhe der baulichen Anlagen (H). 

 
Aus den in Pkt. 6 genannten Gründen erfolgt die Aufstellung des in Rede stehenden Bebauungsplanes als 
einfacher Bebauungsplan gem. § 30 (3) BauGB. Aus diesem Grund kann auf die Festsetzung der Art der 
baulichen Nutzung, des Maßes der baulichen Nutzung oder der Erschließung des Plangebietes verzichtet 
werden. Im Bebauungsplan „Bungalowsiedlung Herrmannsacker“ wird die Festsetzung der Höhe der bauli-
chen Anlagen bzw. der Zahl der Vollgeschosse als nicht erforderlich angesehen. Damit handelt es sich um 
einen einfachen Bebauungsplan. 
Wird auf diese Festsetzung verzichtet, ist dieses Kriterium im Einzelgenehmigungsverfahren nach § 35 
BauGB zu prüfen und zu bewerten. Diese Vorgehensweise wird aufgrund der sehr bewegten Topographie 
des Plangebietes als angemessen bewertet. Über das Einfügen der Gebäudehöhen der künftigen Wochen-
endhäuser kann und muss damit im Einzelfall, unter Bewertung der topographischen Höhenlage und des 
Einfügungsgebotes in das Landschaftsbild, entschieden werden. Diese Vorgehensweise wurde im Gespräch 
mit dem zuständigen Bauordnungsamt des Landkreises Nordhausen abgestimmt. Zusätzlich zur Prüfung 
des Einfügens einer künftigen Bebauung in das Landschaftsbild, ist eine landschaftsschutzrechtliche Erlaub-
nis der Unteren Naturschutzbehörde für die Einzelbauvorhabe erforderlich. Auch hier wird geprüft, dass 
durch das Vorhaben keine wesentliche Beeinträchtigung der Landschaft und des Landschaftsbildes entsteht. 
Damit sieht die Gemeinde Harztor eine städtebauliche Ordnung des Gebietes, hinsichtlich der Höhenent-
wicklung der künftigen Gebäude, als gesichert an. Aus diesem Grund wird auf eine Festsetzung zur Höhe 
baulicher Anlagen im Plangebiet verzichtet. 
 
Planerisches Ziel ist es jedoch, unter Beachtung der unterschiedlichen Größen der Grundstücke im Plange-
biet, ein angemessenes Maß der Überbauung festzusetzen. Aus diesem Grund wurde eine Teilung des 
Sondergebietes „Wochenendhausgebiet“ in 3 Teilgebiete vorgenommen, für die jeweils abweichende Fest-
setzungen getroffen wurden.  
Grundlage der Festsetzungen der maximalen Grundfläche der Wochenendhäuser sowie der insgesamt zu 
überbauenden Grundfläche auf den Grundstücken ist eine Analyse des baulichen Bestandes im Plangebiet. 
Diese erfolgte in tabellarischer Form und wird den Unterlagen in den Verfahrensakten zum Bebauungsplan 
beigefügt. 
 
Grundfläche je Wochenendhaus: 
 
Entsprechend der Vorgaben des § 10 (3) Satz 3 BauNVO wurden die zulässigen Grundflächen der Wochen-
endhäuser unter Berücksichtigung des bereits vorhandenen baulichen Bestands im Planbereich festgesetzt.  
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Der aktuelle bauliche Bestand des Wochenendhausgebietes im Geltungsbereich umfasst 64 Wochenend-
häuser mit kleineren Nebengebäuden (i.d.R. Gartengerätehäusern). Dabei variieren die Größenordnungen 
der baulichen Anlagen auf den Grundstücken sehr stark (Hauptbaukörper zwischen 30 m² und bis zu 80 m² 
Grundfläche), so dass der aktuelle bauliche Bestand eine inhomogenen Struktur aufweist. Um künftig im 
überwiegenden Teil des Gebietes, trotz unterschiedlich großer Grundstücksgrößen, einen homogenen und in 
der maximalen Ausdehnung begrenzten Bestand an Hauptbaukörpern zu erreichen, wurde für  

- das Sondergebiet SOWoch1 die maximale Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 60m², 
- das Sondergebiet SOWoch2 die maximale Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 65m²,  
- das Sondergebiet SOWoch1 die maximale Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 70m². 

festgesetzt. 
 
Die abweichende Festsetzung resultiert aus den unterschiedlichen Grundstücksgrößen in den Sondergebie-
ten und daraus abgeleitet den unterschiedlich festgesetzten, insgesamt zu überbauenden Grundflächen 
(gem. §19 BauNVO).  
 
In Auswertung der grundstücksbezogenen Analyse kann festgestellt werden, dass die Festsetzung einer 
Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 60m² im SOWoch1 

- für 5 Grundstücke derzeit schon überschritten wird, 
- für 5 Grundstücke derzeit fast erreicht ist (< 5m²) , 
- für 10 Grundstücke einen Erweiterungsoption (> 5m²) darstellt. 

 
In Auswertung der grundstücksbezogenen Analyse kann festgestellt werden, dass die Festsetzung einer 
Grundfläche pro Wochenendhaus mit GR 65m² im SOWoch2 

- für 8 Grundstücke derzeit schon überschritten wird, 
- für 3 Grundstücke derzeit erreicht ist (< 5m²), 
- für 30 Grundstücke einen Erweiterungsoption (> 5m²)  darstellt. 

 
Für den westlichen Teil der Siedlung, in welchem sich 3 große Wochenendgrundstücke mit Grundstücksgrö-
ßen von 2.300m² bis 3.500 m² befinden und der bereits vorhandene Gebäudebestand eine Grundfläche von 
bereits 65 m² überschreitet, erfolgt die Festsetzung einer Grundfläche pro Wochenendhaus von maximal 
70 m² (SOWoch3). Aufgrund des Verhältnisses von Baukörper zu Grundstücksfläche wird hier keine Verlet-
zung der städtebaulich verträglichen Maßstäblichkeit ausgelöst. 
 
Ziel ist es, im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, die Grundflächen pro Haus auf ein Maß 
festzuschreiben, welches eine Vergrößerung dieser Hauptbaukörper sowie die Errichtung von Ersatzneubau-
ten auf den Grundstücken soweit einschränkt, dass eine dauerhafte Nutzung als Wochenendhaus zwar wei-
ter möglich ist, die Größenordnung für eine bauliche Nutzung zu Wohnzwecken aber nicht erreicht wird. Für 
mögliche Ersatzneubauten ist nunmehr von vornherein nur eine konkret beschränkte Größe der Hauptbau-
körper zulässig. 
 
Grundfläche gemäß § 19 BauNVO 
 
Aufgrund der deutlichen Unterschiede der Grundstücksgrößen im Plangebiet, erfolgte auch hinsichtlich der 
Festsetzungen der maximal zulässigen Grundfläche, die Unterteilung des Gebietes in 3 Teilgebiete.  
 
SOWoch 1: 
Das Sondergebiet SOWoch1 umfasst Wochenendhausgrundstücke, die Grundstücksgrößen zwischen 250m² 
bis 400m² aufweisen. Eine Festsetzung der gem.  § 17 BauNVO maximal einzuhaltenden GRZ 0,2 ist hier 
aufgrund der kleinen Grundstücksflächen und des bereits vorhandenen Gebäudebestandes, nicht umsetz-
bar. Bei einer GRZ von 0,2 wäre im überwiegenden Teil des SOWoch1 eine Überbauung von nur 40m² bis 
60m² zulässig. Diese Größenordnung ist in den meisten Fällen durch die vorhandene Überbauung mit Ge-
bäuden, Wegen, Terrassen usw. bereits überschritten. Um eine zumutbare Lösung für die vorhandene bauli-
che Nutzung zu finden, wird in diesem Teilbereich des Wochenendhausgebietes deshalb eine konkrete ma-
ximal in Anspruch zu nehmende Grundfläche von 80m² festgesetzt.  
 
Ein Teil der Wochenendhausgrundstücke im SOWoch1 besteht aus 2 Flurstücken. Dabei kann die maximal 
zulässige Grundfläche nur für die Flurstücke angerechnet werden, auf denen eine bauliche Hauptnutzung 
(ein Wochenendhaus) stattfindet. Eine Verschmelzung der Flurstücke oder die Festschreibung einer Vereini-
gungsbaulast wird aktuell und parallel zum Bebauungsplanverfahren durch die Grundstückseigentümer ver-
anlasst. 
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SOWoch 2: 
Mit dem Ziel, einheitliche und konkret vergleichbare Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen und damit 
klare Regelungen für den Vollzug zu gewährleisten, erfolgt im Sondergebiet SOWoch2 ebenfalls die Festset-
zung einer konkreten, maximal in Anspruch zu nehmende Grundfläche - hier von 100m². 
Die Grundstücke verfügen über Flächengrößen zwischen 450m² bis > 1.000m².   
Der § 17 BauNVO schreibt für Wochenendhausgebiete eine maximal einzuhaltende GRZ von 0,2 fest. Mit 
der Festsetzung einer Grundfläche von maximal 100m² / Grundstück kann diese Vorgabe im überwiegenden 
Teil des SOWoch2 eingehalten werden. 
Ziel ist es auch hier, die Voraussetzungen für eine zeitgemäße Grundstücksnutzung zu gewährleisten und 
den Eigentümern zu ermöglichen, zusätzlich zur Hauptnutzung (Wochenendhaus) auch ein Nebengebäude 
(Gartengerätehaus) sowie einen Carport oder Kfz-Stellplatz zu errichten.  
 
SOWoch 3: 
Das Teilgebiet befindet sich im Westen des Plangebietes und verfügt über sehr große Grundstücke. Eine 
Festsetzung der zulässigen GRZ von 0,2 würde eine sehr große überbaubare Fläche in diesem Bereich 
ermöglichen. Dies ist für die geplante Wochenendhausnutzung nicht erforderlich. Im Sinne eines sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden wurde hier die in Anspruch zu nehmende Grundfläche auf eine Größe von 
maximal 150m² begrenzt. Damit liegt diese leicht über der Grundfläche der anderen Teilgebiete, ist aber 
aufgrund z.B. deutlich längerer Wegeflächen auf den Grundstücken notwendig. 
 
Mit den getroffenen Festsetzungen der Grundflächen in den einzelnen Teilgebieten soll die Überbauung der 
Grundstücke auf ein notwendiges Maß beschränkt bleiben. Außerdem wird damit ein einheitlicher städtebau-
licher Rahmen für die bauliche Nutzung im Gebiet festgesetzt. 
Im Hinblick auf die Lage des Plangebietes im LSG „Alter Stolberg“ kann der entstehende Eingriff in Natur 
und Landschaft bei maximaler Umsetzung der Planung somit möglichst minimiert werden. 
  
Da es sich bei dem vorliegenden Bebauungsplan um einen einfachen Bebauungsplan handelt, der vorwie-
gend zur Sicherung des baulichen Bestandes und der vorhandenen Nutzungen dienen soll, sind alle zu be-
antragenden Neu- bzw. Ersatzneubauten auf den Grundstücken im Übrigen nach § 35 BauGB zu beurteilen.  
Im Baugenehmigungsverfahren gem. § 35 BauGB muss dann der Ausgleich der entstehenden Eingriffe in 
Natur und Landschaft nachgewiesen werden. Die entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen werden in § 5 der 
Textlichen Festsetzungen benannt.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass im Zuge der Umsetzung des in Rede stehenden Bebauungsplanes 
durch die getroffenen Festsetzungen in der Summe 3.506 m² mehr zu versiegelnde Grundfläche (über den 
Bestand hinausgehend) in den Sondergebieten „Wochenendhausgebiet“ planungsrechtlich zulässig ist, was 
jedoch im Verhältnis zur Gesamtfläche des Plangebietes 1 (52.101 m²) einen Anteil von lediglich 7% aus-
macht. Aufgrund der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden keine erheblichen Beeinträch-
tigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ausgelöst. 
 
Darüber hinaus wurden seitens der Gemeinde Harztor Festsetzungen getroffen, um den planungsrechtlich 
begründeten Eingriff im Plangebiet auszugleichen (Eingriffsausgleichsbilanz siehe Grünordnungsplan in der 
Anlage 1 zur Begründung). 
 

17.2.4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

 
Im Plangebiet 1 wird die zulässige Grundfläche eindeutig festgesetzt. 
Durch die Festsetzung der Baugrenze wird den Bauherren lediglich ein für die Realisierung künftiger Vorha-
ben städtebaulich verträglicher Gestaltungsspielraum gewährt.  
Deshalb ist festzustellen, dass allein durch die Festsetzung der Baugrenze keine erheblichen Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ausgelöst 
werden. 
 

17.2.5. Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 

 
Im Plangebiet 1 befinden sich einzelne private Wege, die von mehreren Grundstückseigentümern zur Er-
schließung ihrer Grundstücke genutzt werden. Diese werden als Verkehrsflächen mit der besonderen 
Zweckbestimmung als verkehrsberuhigte Bereiche festgesetzt. Der Ausbau dieser Wege erfolgt mit wasser-
durchlässigen Belägen. Eine Versiegelung ist nicht vorgesehen. 
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Außerdem werden die kommunalen Straßen im Plangebiet 1 (Trift, Liftweg, Am Krebsbach) als öffentliche 
Straßenverkehrsflächen festgesetzt. Diese dienen der öffentlichen Erschließung der einzelnen Grundstücke.  
 
Kfz-Stellflächen sind auf den Grundstücken unterzubringen. Aufgrund der Lage des Plangebietes im LSG 
„Alter Stolberg“ ist es nicht Ziel der Gemeinde Harztor, den Bedarf an Kfz- Stellplätzen, der aus der bauli-
chen Nutzung des Plangebietes entsteht, auf zusätzlichen Flächen unterzubringen und damit eine zusätzli-
che Inanspruchnahme von Grund und Boden zu erzeugen sowie eine weitere Beeinträchtigung des Land-
schaftsraumes in Kauf zu nehmen.   
 
Da durch den Bebauungsplan keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme durch Verkehrsflächen ausgelöst 
wird, ist keine erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushaltes zu erwarten. 
 

17.2.6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 
20 und 25 BauGB) 

 
Folgende Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft werden festgesetzt: 
 
In den als Sondergebiet SOWOCH1, SOWOCH2 und SOWOCH3 festgesetzten Flächen ist je angefangene 100m² in 
Anspruch genommene Grundfläche gem. § 19 BauNVO mindestens 1 einheimischer, standortgerechter 
Laubbaum 2. Wuchsordnung oder Obstbaum (Hochstamm) und eine mindestens 1,5-reihige standortge-
rechte Strauchhecke aus einheimischen Laubsträuchern auf einer Länge von 10m (oder alternativ 3 
Laubsträucher als Gruppe) anzupflanzen.  
 

Ist die Neuanpflanzung innerhalb des Geltungsbereiches nicht möglich, kann diese auch auf externen Flä-
chen gem. Maßnahmenblatt M1 (Anlage 1 der Begründung zum Bebauungsplan) erfolgen. 
 
Diese Pflanzmaßnahmen sind auf den privaten Grundstücken durchzuführen und dienen der Durchgrünung 
des Gebietes. Aufgrund der teilweise sehr kleinen und bereits gärtnerisch genutzten Grundstücke im 
SOWOCH1 ist es nicht zielführend, diese Pflanzmaßnahmen zwingend innerhalb der Grundstücksflächen fest-
zusetzen. Die Gemeinde stellt den Grundstückseigentümern deshalb frei, die festgesetzte Baumpflanzung 
alternativ entlang der Breitensteiner Straße, im Abschnitt des Geltungsbereiches 2,  vorzunehmen. Wird 
diese Variante gewählt, hat die Pflanzung gem. Maßnahmenblatt M1 (Anlage GOP) zu erfolgen. Hier werden 
Baumarten und Pflanzqualitäten festgeschrieben. Ziel ist es, wieder eine einreihige, straßenbegleitende 
Baumreihe anzulegen. Diese soll aus einheimischen, mittelgroßen Laubbäumen bestehen. Die Breite des 
Straßenflurstückes (Flurstück-Nr. 78 der Flur 5 Gemarkung Herrmannsacker) beträgt überwiegend ca. 13m. 
Der, gem. § 44 Nr. 1b i.V.m. § 46 ThürNRG erforderliche Grenzabstand zu den angrenzenden landwirt-
schaftlichen Flächen von 3m kann eingehalten werden. Maximal können innerhalb der festgesetzten Maß-
nahmenfläche 22 Bäume neu gepflanzt werden. 
 
Ziel ist es, den im Rahmen der Realisierung des Bebauungsplanes entstehenden Eingriff in Natur und Land-
schaft auszugleichen.  
Aussagen zur Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung sind dem Grünordnungsplan in der Anlage 1 zur Begrün-
dung zu entnehmen. 
 
Alle diese Festsetzungen erzeugen, obwohl sie zum Teil mit unterschiedlicher Ausprägung in den derzeit 
vorhandenen Bestand bzw. die gegenwärtige Nutzung eingreifen, keine erheblichen Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, sondern tragen zu de-
ren Verbesserung und Aufwertung bei. Diese Festsetzungen unterstützen damit das beabsichtigte Gesamt-
konzept im Plangebiet. 
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17.2.7. Angaben über Art und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden 

 
Städtebauliche Kenndaten nach Nutzungsart: 
 
Geltungsbereich 1: 
 
Nutzungsart  Fläche  Anteil (%) 
     

Sondergebiete „Wochenendhausgebiet“ (SOwoch 1- 3) ca. 44.898 m2 = 86 % 

davon: überbaubare Grundstücksflächen  6.110 m²     

Private Grünflächen ca. 1.536 m²  = 3 % 

öffentliche Verkehrsflächen (Straßenverkehrsflächen) ca. 5.146 m² = 10 % 

Private Erschließungswege ca. 521 m² = 1 % 
     

Gesamtfläche des räumlichen Geltungsbereiches 1: ca. 52.101 m² = 100,0% 
 
Geltungsbereich 2: 
 
Nutzungsart  Fläche  Anteil (%) 
     

öffentliche Verkehrsflächen (Straßenverkehrsflächen) ca. 2.561 m² = 69 % 

Flüchen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft ca. 1.154 m² = 31 % 
     

Gesamtfläche des räumlichen Geltungsbereiches 2: ca. 3.715 m² = 100,0% 
 
 

18. Berücksichtigung der Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind 

 

18.1. Darstellung der Ziele aus den einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen 

 
Bei der Erarbeitung des Bauleitplans werden hinsichtlich der planrelevanten Ziele des Umweltschutzes die 
anerkannten Regeln der Technik sowie des Planungs-, des Naturschutz- und des Umweltrechtes beachtet. 
Die im Umweltbericht aufgeführten einschlägigen Gesetze, Verordnungen und Fachliteraturgrundlagen wa-
ren die Basis für die konzeptionellen Entscheidungen der Gemeinde Harztor.  
 
Folgende, wesentliche Primärziele und allgemeine Belange des Umweltschutzes, die von Bedeutung sind, 
werden bei der Aufstellung des Bauleitplans berücksichtigt: 
 
- Sicherung des natürlichen Wasserhaushaltes und -kreislaufes im Plangebiet durch die einschränkende 

Festsetzung einer konkret zu überbauenden Grundfläche von 6.110m² und die damit verbleibende 
Durchgrünung der Grundstücksflächen bei einer Gesamtgröße des Plangebietes von 52.101 m² (ca. 
88%), 

- Gewährleistung des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (Sicherung der natürlichen Bodenfunkti-
onen) im Plangebiet durch die Festsetzung der konkreten Grundfläche Gem. § 19 BauNVO sowie der 
Festsetzung von Verkehrsflächen, die keinen zusätzlichen Flächenverbrauch (über den Bestand hinaus-
gehend) verursachen, 

- Vermeidung bzw. Minimierung erheblicher Beeinträchtigungen der Schutzgüter des Naturhaushalts, 
- Sicherung des naturschutzfachlichen Ausgleichs des planbegründeten Eingriffs durch Festsetzungen zur 

Durchgrünung innerhalb des Plangebietes und zum Erhalt der Gehölzstrukturen sowie die Vereinbarung 
von externen Ausgleichsmaßnahmen auf Flächen der Gemeinde Harztor und Sicherung durch einen 2. 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

 
Die inhaltlichen Zielvorgaben für die o.a. formulierte Belange des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan 
von Bedeutung sind, wurden folgenden rechtlichen Planungsgrundlagen (Fachgesetze, Verordnungen, Plä-
ne und sonstige Fachliteratur) entnommen: 
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Bundesgesetze, -verordnungen und Fachliteratur Landesgesetze, -verordnungen und Fachliteratur 

- Raumordnungsgesetz (ROG) 
- Raumordnungsverordnung des Bundes (RoV) 
- Baugesetzbuch (BauGB) 
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
- Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) 
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
- Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
- Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

(BBodSchV) 
- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 
- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
- Bundesberggesetz (BBergG) 
- Arbeitshilfe „Umweltschutz in der Bebauungsplanung“ 

vom Umweltbundesamt 
- DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ 
- DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ 
- ISO 9613 „Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung 

im Freien“  
- TA Lärm  

- Thüringer Landesplanungsgesetz (ThürLPlG) 
- Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) 
- Thüringer Gesetz über Naturschutz u. Landschafts-

pflege (ThürNatG) 
- Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkma-

le im Land Thüringen (TDSchG) 
- Thüringer Waldgesetz (ThürWaldG) 
- Thüringer Straßengesetz 
- Thüringer Wassergesetzes (ThürWG) 
- Thüringer Bauordnung (ThürBO) 
- Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung (ThürUVPG) 
- Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundes-

Bodenschutzgesetzes (ThürBodSchG) 
- Anleitung zur Bewertung der Biotoptypen Thüringens 

(TMLNU 1999) 
- Bilanzierungsmodell zur Eingriffsregelung in Thürin-

gen (TMLNU 2005) 
- Offenlandbiotopkartierung (UNB Landratsamt Nord-

hausen) 

Planungsvorgaben der Landes- und Regionalplanungsebene 

- Landesentwicklungsprogramm (LEP 2025) 

- Regionalplan Nordthüringen (RP-NT 2012) 

 
Hinweis: Die Planungsgrundlagen finden jeweils in der zurzeit gültigen Fassung rechtliche Verbindlichkeit. 
 
Aus planungsrechtlichen Gründen ist es für die in der Bauleitplanung anstehende Abwägung notwendig, die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege ausreichend zu berücksichtigen. Um die relevanten 
Ziele des Umweltschutzes zu beachten und eine optimale Abwägung im Sinne des geltenden Rechts zu 
gewährleisten, wurde eine Umweltprüfung i.V.m. einem Umweltbericht erstellt, in dem die örtlichen Ziele, 
Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landespflege dargelegt und berücksichtigt wer-
den. 
 

18.2. Die Art, wie diese Ziele und Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt wurden 

 
Es ist seitens der Gemeinde Harztor beabsichtigt, die planungsrechtliche Zulässigkeit der Wochenendhaus-
nutzung langfristig zu sichern und die Ziele des Umweltschutzes und der Umweltbelange, die für den 
Bauleitplan von Bedeutung sind, durch entsprechende Planfestsetzungen ausreichend zu berücksichtigen. 
 
Die kommunale Bauleitplanung hat im Hinblick auf die Eingriffsbewältigung auf der Ebene der Bauleitpläne 
und den sonstigen Bebauungssatzungen den § 1a BauGB zu beachten. Damit tritt zu den bei der Bauleit-
planung zu berücksichtigen und in § 1 (5) und (6) BauGB bereits enthaltenen Planungsgrundsätzen nun-
mehr die weitere Verpflichtung, vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen sowie unvermeidbare Ein-
griffe in Natur und Landschaft durch Ausgleichsmaßnahmen zu kompensieren und damit dem bauleitplaneri-
schem Ziel „zum Schutz und zur Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen beizutragen“ zu entspre-
chen. 
 
Um dieses zu können, ist es für die anstehende Abwägung gemäß § 1 (7), § 1 a (2) Satz 3 und (3) sowie § 2 
(3) BauGB erforderlich, die Planinhalte auf der Grundlage: 
- der rechtlich zu beachtenden gesetzlichen Vorgaben und sonstigen Bestimmungen, 
- der Ergebnisse der Bewertungen des Umweltberichts nach § 2 (4) und § 2 a Satz 2 Nr.2 BauGB, 
- der Ergebnisse der erarbeiteten Eingriffsausgleichbilanzierung 
unter Beachtung der seitens der Gemeinde Harztor städtebaulich beabsichtigten Entwicklungsziele im räum-
lichen Geltungsbereich des Plangebietes festzusetzen. 
 
Im Planverfahren wurden die vorhandenen Belange, Defizite und Forderungen im Sinne des § 1a BauGB 
aufgearbeitet, um somit rechtlich zulässige, umweltverträgliche und städtebaulich geordnete Rahmenbedin-
gungen zu schaffen. 
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19. Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 (4) 
Satz 1 ermittelt wurden 

 

19.1. Festlegung des Umfangs und des Detaillierungsgrades der Ermittlungen im Rahmen der Umweltprüfung 

 
Als umweltbezogene und planungsrechtliche Informationen für den Bebauungsplan „Bungalowsiedlung 
Herrmannsacker“ sind erforderlich und stehen bis zu diesem Zeitpunkt zur Verfügung: 

 Regionalplan Nordthüringen (RP-NT 2012), 
 Umweltbericht gem. § 2 (4) und § 2 a Satz 2 Nr. 2 BauGB zum Bebauungsplan, 
 Grünordnungsplan zum Bebauungsplan 
 Stellungnahmen der Fachbehörden aus dem Verfahrensschritten der frühzeitigen und formellen Be-

teiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) und (2) BauGB. 
 
Auf Grund der derzeit vorliegenden Erkenntnisse legt die Gemeinde Harztor gemäß § 2 (4) Satz 2 BauGB 
den Umfang und den Detaillierungsgrad der Ermittlung der umweltbezogenen Informationen und der Belan-
ge für die Abwägung dahingehend fest, dass, außer den o.a. Unterlagen, keine weiteren Ermittlungen oder 
Ausführungen vorgesehen werden. 

 
Bei der Erarbeitung des Bebauungsplanes wurden hinsichtlich der planrelevanten Ziele des Umweltschutzes 
die anerkannten Regeln der Technik sowie des Planungs-, Immissionsschutz- und des Umweltrechtes be-
achtet. Die in der Begründung und dem Umweltbericht aufgeführten einschlägigen Gesetze, Verordnungen 
und Gutachten waren die Basis für die konzeptionellen Entscheidungen. 
Im Rahmen der Verfahrensschritte gemäß § 4 BauGB werden die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange darum gebeten, die Gemeinde Harztor im Hinblick auf den Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB über alle notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optima-
les Planungsergebnis zu unterrichten.  
 
 

19.2. Checkliste zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB 

 

Checkliste der bei der Aufstellung des Bebauungsplanes „Bungalowsiedlung 
Herrmannsacker“ 

der Gemeinde Harztor zu berücksichtigenden Belange des Umweltschutzes 
gem. § 1 (6) Nr.7 BauGB  

sind zu 
prüfen 

sind nicht   
betroffen 

Schutzgüter   

Beeinträchtigung des Schutzgutes „Mensch“ x  
Beeinträchtigung des Schutzgutes „Boden“ x  
Beeinträchtigung des Schutzgutes „Wasser“ x  
Beeinträchtigung des Schutzgutes „Klima/Luft“ x  
Beeinträchtigung des Schutzgutes „Arten und Lebensräume“ x  
Beeinträchtigung des Schutzgutes “Landschaftsbild“ x  
Wirkungsgefüge der Schutzgüter untereinander x  

Schutzgebiete / Geschützte Objekte   

Europäische Vogelschutzgebiete im Sinne der EU Vogelschutzrichtlinie 79/409/EWG  x 
Gebiete der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (EU-Richtlinie 92/43/EWG)  x 
Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG  x 
Nationalparke gemäß § 24 BNatSchG  x 
Biosphärenreservate gemäß § 25 BNatSchG  x 
Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG x  
Naturparke gemäß § 27 BNatSchG x  
Naturdenkmale gemäß § 28 BNatSchG  x 
Geschützte Landschaftsbestandteile gemäß § 29 BNatSchG  x 
Besonders gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG  x 
Wasserschutzgebiete gemäß § 19 WHG  x 
Überschwemmungsgebiete gemäß § 32 WHG  x 
Kulturdenkmale / Denkmalensembles / Bodendenkmale  x 
Darstellungen von Flächen des Abfallrechts  x 
Flächen mit Bodenkontaminationen gemäß § 11ff BBodSchG  x 
zu schützende Bereiche im Sinne des Immissionsschutzrechts (Vermeidung von Emissionen)  x 
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Sonstige   

Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter  x 
Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen   x 
Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte / Siedlungsschwerpunkte  x 
Gebiete mit Überschreitung d. festgelegten Umweltqualitätsnormen gem. Gemeinschaftsvorschriften  x 
Nutzung erneuerbarer Energien  x 
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfül-
lung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaft festgelegten Immissionsgrenzwerte 
nicht überschritten werden 

 x 

 
Bemerkungen zur Checkliste 
Es kann also davon ausgegangen werden, dass nicht prinzipiell alle Schutzgüter durch das Planvorhaben – 
und wenn, dann mit unterschiedlicher Intensität, betroffen sind. Das hängt mit der Größe der bereits vorhan-
denen baulichen Anlagen und der besonderen Struktur des Plangebietes auch im Hinblick auf das unmittel-
bare Umfeld zusammen. 
 
 

19.3. Betroffenheit von Schutzgebieten durch die Planung 

 
Teile der Gemarkungsflächen Herrmannsacker liegen im Landschaftsschutzgebiet „Alter Stolberg“ (Land-
kreis Nordhausen). Auch die Flächen des Plangebietes liegen im Geltungsbereich des mit Beschluss Nr. 92-
18/70 über die Erklärung von Landschaftsteilen zu Landschaftsschutzgebieten vom 25.08.1970 rechtskräftig 
festgesetzten LSG „Alter Stolberg“. Gemäß Art. 9 Abs. 1 des Einigungsvertrages i.V.m. § 26 Abs. 1 Thür-
NatG gilt dieser Unterschutzstellungsbeschluss bis zu einer anderweitigen Regelung fort. 
 
Die im Rahmen der Planung festgesetzte Wochenendhausnutzung für das Plangebiet 1 steht den Zielen der 
Unterschutzstellung und damit dem Schutzgebietsstatus nicht generell entgegen, da diese noch nach DDR 
Recht erfolgte und Naherholung in diesem Gebiet generell zulässt. Bei baugenehmigungspflichtigen Vorha-
ben im Plangebiet des einfachen Bebauungsplanes ist im Zuge des nachgeordneten Einzelgenehmigungs-
verfahrens (gem. § 35 BauGB) eine landschaftsschutzrechtliche Erlaubnis gem. § 36 (5) ThürNatG  zu bean-
tragen. 
 
Weiterhin befinden sich die Flächen der Gemarkung Herrmannsacker und damit auch die Plangebiete inner-
halb des seit 31.12.2010 ausgewiesenen Naturparks „Südharz“. Dabei stehen die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes der Naturparkverordnung nicht entgegen. 
 
Die Gemeinde Harztor geht davon aus, dass diese Schutzgebiete mit den entsprechenden Artenvorkommen 
von der Umsetzung des Bebauungsplanes nicht betroffen werden, da es sich bei dem Plangebiet um Flä-
chen handelt, die derzeit bereits als Wochenendhausgebiet genutzt werden.  
Die durch die Festsetzungen im Plangebiet mögliche bauliche Erweiterung beschränkt sich auf eine Fläche 
von lediglich ca. 8% des gesamten Gelzungsbereiches.  Außerdem ist künftig für alle Vorhaben im Gel-
tungsbereich eine landschaftsschutzrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Somit ist sichergestellt, dass eine 
Betroffenheit des Landschaftsschutzgebietes durch die Umsetzung des Bebauungsplanes ausgeschlossen 
werden kann. 
 
 

19.4. Prognose der Entwicklung des Umweltzustands im Plangebiet bei Nichtdurchführung der Planung 

 
Die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung bedeutet die Darstellung der so 
genannten „0 – Variante“ (fachplanerische und raumordnerische Auswirkungen für den Fall, dass das Plan-
vorhaben nicht realisiert wird). 
 
Ohne die Aufstellung des Bebauungsplanes bleibt die derzeitig vorhandene Standortsituation der Wochen-
endhausnutzung erhalten. Aufgrund der Lage im Außenbereich wäre keine weitere bauliche Entwicklung im 
Plangebiet, weder für Nebenanlagen noch für Hauptbaukörper, möglich. Durch das fehlende, städtebaulich 
abgesicherte Gesamtkonzept, würden zukünftig zu genehmigende Vorhaben weiterhin nach § 35 BauGB 
bewertet werden müssen und damit größtenteils nicht genehmigungsfähig sein. 
Die Chance zur langfristigen Erhaltung dieses Standortes als Bestandteil des Naherholungspotenziales der 
Gemeinde Harztor wäre vergeben.  
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Hinsichtlich des Umweltzustandes wären kurz- und mittelfristig keine veränderten Bedingungen zu erwarten, 
da die geplante Nutzung im Gebiet bereits seit Jahren ausgeübt wird. Langfristig würde das Gebiet leer ste-
hen, da die Gebäude keiner Modernisierung oder Kompletterneuerung unterzogen werden können. Aufgrund 
der Einschränkungen auf den in den 1980er Jahren genehmigten Bestand ist eine zeitgemäße langfristige 
Wochenendhausnutzung nicht abzusehen. Es besteht die Gefahr von baulichen Brachflächen im Land-
schaftsraum. 
 
 

19.5. Prognose der Entwicklung des Umweltzustands im Plangebiet bei Durchführung der Planung 

 

19.5.1. Grenzen des Untersuchungsraumes 

 
Der für den Umweltbericht notwendige Untersuchungsraum wurde auf den räumlichen Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes festgelegt. Ziel ist es, alle im Rahmen der Planung relevanten Auswirkungen zu untersu-
chen. Das sind im Einzelnen: 

 mögliche Nutzungskonflikte durch die im Plangebiet getroffenen Festsetzungen, 

 Auswirkungen auf den angrenzenden Landschaftsraum, 

 Artenschutzrechtliche Belange. 
 

19.5.2. Prüfung der UVP - Pflichtigkeit des Planvorhabens 

 
Prüfung der UVP – Pflichtigkeit des Planvorhabens gemäß Anlage 1 UVPG 
Da beim in Rede stehenden Planvorhaben die zulässige Grundfläche i.S. des § 19 (2) BauNVO unter 
20.000m² liegt, ist das Vorhaben nach dem UVPG nicht UVP - pflichtig und es ist keine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalls oder standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich. 
 
Prüfung der UVP – Pflichtigkeit des Planvorhabens nach Landesrecht gemäß Anlage ThürUVPG 
Das Planvorhaben ist nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Thüringen (Thüringer 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung - ThürUVPG) nicht UVP - pflichtig und es ist keine allgemei-
ne Vorprüfung des Einzelfalls oder standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich. 
 
Zusammenfassung und Ergebnis der Prüfung auf UVP – Pflichtigkeit 
Da es sich im vorliegenden Fall um kein UVP - pflichtiges Planvorhaben handelt und nach den zurzeit vorlie-
genden Erkenntnissen keine auf Grund besonderer Umstände vergleichbar „schweren“ Umweltauswirkun-
gen im Sinne des UVPG vorliegen, kann seitens der Gemeinde Harztor davon ausgegangen werden, dass 
keine erheblichen Umweltauswirkungen  / Umweltbeeinträchtigungen durch die Realisierung des Planvorha-
bens vorliegen werden. 
 

19.5.3. Festlegung des Umfangs und des Detaillierungsgrades der Ermittlungen im Rahmen der Umweltprüfung 

 
Als umweltbezogene und planungsrechtliche Informationen für das Bauleitplanverfahren sind erforderlich 
und standen zur Verfügung: 

 Regionalplan Nordthüringen (RP-NT 2012), 
 Offenlandbiotopkartierung 
 Umweltbericht gem. § 2 (4) und § 2 a Satz 2 Nr. 2 BauGB zum Bebauungsplan, 
 Grünordnungsplan zum Bebauungsplan 
 Stellungnahmen der Fachbehörden aus den Verfahrensschritten der frühzeitigen und formellen Be-

teiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) und (2) BauGB. 
 
Bei der Erarbeitung des Bebauungsplanes „Bungalowsiedlung Herrmannsacker“ der Gemeinde Harztor wur-
den hinsichtlich der planrelevanten Ziele des Umweltschutzes die anerkannten Regeln der Technik sowie 
des Planungs-, Immissionsschutz- und des Umweltrechtes beachtet. Die in der Begründung und dem Um-
weltbericht aufgeführten einschlägigen Gesetze, Verordnungen und Gutachten waren die Basis für die kon-
zeptionellen Entscheidungen. 
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19.5.4. Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter durch die Planung 

 
Zur Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter durch die Planung 
werden folgende Arbeitsschritte durchgeführt: 
- Allgemeine Beschreibung und die daraus abzuleitenden Bewertungskriterien für die untersuchten 

Schutzgüter (siehe Anlage 2  der Begründung), 
- Beschreibung und Bewertung des gegenwärtigen Zustandes des Plangebietes, bezogen auf die betroffe-

nen Schutzgüter, 
- Ermittlung der im ungünstigsten Fall zu erwartenden Beeinträchtigungen der Schutzgüter bei der Umset-

zung der Planung, 
- Überprüfung der Vermeidbarkeit und der Möglichkeit zur Minimierung von Eingriffen in die Funktionsfä-

higkeit der betroffenen Schutzgüter, 
- Herleitung von Maßnahmen zur Kompensation der nach Durchführung der Vermeidungs- und Minimie-

rungsmaßnahmen verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft. 
 
Bei der Umweltprüfung werden insbesondere die Schutzgüter Mensch, Boden, Wasser, Klima / Luft, Arten / 
Lebensgemeinschaften und Landschaftsbild sowie die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern un-
tereinander auf die Erheblichkeit ihrer Beeinflussung durch die Planung vertiefend untersucht, da sie aus 
Sicht der Gemeinde Harztor im Hinblick auf die Auswirkungen der Planung regelmäßig mehr oder weniger 
betroffen sind. 
 
Um weitestgehend vollständige Aussagen über die voraussichtlichen, erheblichen Beeinträchtigungen (nur 
erhebliche Beeinträchtigungen sind gemäß § 1a (3) Satz 1 BauGB auszugleichen) des Landschaftsbildes 
sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes machen zu können, werden sowohl die 
Fachbehörden als auch die Öffentlichkeit im Rahmen Verfahrensschritte gemäß § 3 / § 4 BauGB (Screening 
/Scoping) beteiligt und einbezogen, um der Gemeinde Harztor im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB alle notwendigen Informationen für ein sach-
gerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. 
 
Im Ergebnis der Durchführung dieser Verfahrensschritte erfolgt dann die detaillierte Erfassung und Bewer-
tung der Schutzgutbetroffenheit und die konkrete Ermittlung des planbedingten Engriffes im Zusammenhang 
mit den vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen auf der Grundlage der „Anleitung zur Bewertung der Bio-
toptypen Thüringens“ (TMLNU 1999) sowie dem „Bilanzierungsmodell zur Eingriffsregelung in Thüringen“ 
(TMLNU 2005). 
 

19.5.5. Allgemeine Beschreibung zur Herleitung der Bewertungskriterien für die untersuchten Schutzgüter 

 
Die allgemeinen Beschreibungen zur Herleitung der Bewertungskriterien für die untersuchten Schutzgüter 
werden als Anlage 2 der Begründung beigelegt. 
 
Wechselwirkungen bestehen grundsätzlich zwischen fast allen Schutzgütern. Über die bereits beschriebe-
nen Auswirkungen hinausgehende Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Umweltschutzgütern 
sind derzeit jedoch nicht zu erkennen. 
 

19.5.6. Schutzgüterbezogene Bestandsaufnahme im Plangebiet 

 
Schutzgut Mensch: 
Das Plangebiet selbst besitzt aufgrund der attraktiven Lage im Südharz, östlich der Ortslage Herrmanns-
acker, einen hohen Stellenwert für die Erholungsnutzung und wird deshalb schon seit den 1970/80er Jahren 
für die Ferien- und Wochenenderholung genutzt. Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll diese bereits 
bestehende Nutzung nunmehr planungsrechtlich gesichert werden. Damit stehen die Grundstücksflächen 
den jeweiligen Eigentümern langfristig zur Wochenenderholung zur Verfügung.  
Die Erholungsnutzung der Allgemeinheit ist von dem Bebauungsplan nicht betroffen, da diese Flächen auch 
vor Beginn der Planung nicht öffentlich verfügbar waren. Es handelt sich um private Wochenendhäuser. 
 
Unter Bezug auf die zum Schutzgut „Landschaftsbild“ sowie der in der Begründung bisher getroffenen Aus-
sagen, soll auf weitere Ausführungen zum Schutzgut „Mensch“ an dieser Stelle nicht weiter eingegangen 
werden. 
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Schutzgut Boden: 
Innerhalb des Plangebietes sind die natürlichen Bodenfunktionen im Bereich der bebauten Flächen bereits 
eingeschränkt und werden auf Grund des nachweislich, anthropogenen Einflusses keine hohe Bedeutung 
zugeordnet.  
Die übrigen Flächen werden als Gartenflächen mehr oder weniger intensiv genutzt. Dem Schutzgut Boden 
wird eine allgemeine Bedeutung zugeordnet.  
 
Schutzgut Wasser: 
Im Plangebiet befinden sich keine Still- oder Fließgewässer.  
Den Bereichen mit Bebauung sowie den Verkehrsflächen sind im Hinblick auf das zu bewertende Schutzgut 
„Wasser“ (analog zum Schutzgut „Boden“) auf Grund der vorhandenen Nutzungsintensität nur eine geringe 
Bedeutung zuzuordnen. 
Den übrigen Flächen wird analog zum Schutzgut „Boden“ eine allgemeine Bedeutung zugeordnet. 
Das derzeit im Plangebiet im Bereich der Grünflächen anfallende Oberflächenwasser wird ins Grundwasser 
versickert oder über die Vegetation langsam wieder an die Atmosphäre abgegeben. Dies soll auch im Rah-
men der künftigen baulichen Nutzung weiterhin erfolgen. Das anfallende Niederschlagswasser der bebauten 
Flächen soll breitflächig versickert werden.  
 
Damit entspricht die Bewertung des Natürlichkeitsgrades des Schutzgutes „Wasser“ insgesamt weitestge-
hend der des Schutzgutes „Bodens“. 
 
Schutzgut Klima / Luft: 
Das Plangebiet hat auf Grund seiner Größe (4,8ha), seiner konkreten, naturräumlichen Lage am östlich 
Rand der Ortslage Herrmannsacker sowie der vorhandenen bzw. festgesetzten geringen Überbaubarkeit 
und hohen Durchgrünung eine allgemeine Bedeutung für die nächtliche Kaltluftentstehung, den Kaltluftab-
fluss und damit für die Frischluftzufuhr der Ortslage. Da sich bei der Umsetzung der Planung die Bebauung 
im Gebiet nur geringfügig erhöhen wird (um ca. 8% der Fläche) ist keine erhebliche Beeinträchtigung des 
Schutzgutes zu erwarten. 
 
Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften: 
Die schutzgutbezogene Bestandserfassung und Bewertung der einzelnen Flächen basiert auf einer flächen-
deckenden Biotoptypen- und Realnutzungskartierung auf der Grundlage der Anleitung zur Bewertung der 
Biotoptypen Thüringens (TMLNU 1999) sowie dem Bilanzierungsmodell zur Eingriffsregelung in Thüringen 
(TMLNU 2005). 
 
Im Plangebiet befinden sich keine gesetzlich geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 15 Abs. 1 
ThürNatG.  
Die im Plangebiet vorhandenen Biotopstrukturen sind insbesondere den Darstellungen des Grünordnungs-
planes als Anlage 1 der Begründung zu entnehmen.  
 
Bei der Darstellung und Bewertung des Vegetationsbestandes muss aber zwischen der heute vorhandenen, 
realen und der potenziell standorttypischen Vegetation unterschieden werden. Während die reale Vegetation 
den durch vielfältige menschliche Eingriffe und Nutzungsformen entstandenen, gegenwärtigen Zustand der 
Pflanzendecke widerspiegelt, gibt die hpnV diejenigen Pflanzengesellschaften an, die sich heute unter Aus-
schluss direkter anthropogener Einflüsse allein aufgrund der geologischen, bodenkundlichen und klimati-
schen Voraussetzungen entwickeln würde. 
 
Dem Schutzgut Arten und Lebensräume kann aufgrund des teilweise standortfremden Artenbestandes (nicht 
einheimische Arten und gärtnerische Zuchtformen bzw. Ziergehölze) derzeit eine allgemeine Bedeutung 
zugeordnet werden. Der Gemeinde Harztor liegen zum aktuellen Zeitpunkt des Planverfahrens keine Kennt-
nisse über das Vorkommen von Arten vor, für die eine Gefährdung hinsichtlich der Verbotstatbestände des 
§ 44 BNatSchG besteht. 
 
Schutzgut Landschaftsbild: 
Das Landschaftsbild wird als Summe sichtbarer, einzelner Landschaftsfaktoren (wie Berge, Täler, Wiesen, 
Wälder etc.) verstanden, die der Betrachter zu einem Gesamtlandschaftsbild zusammenfügt. Es wird zwar 
insgesamt eine objektiv bestehende Landschaft widergespiegelt; sie wird jedoch vom Standpunkt des Be-
trachters subjektiv wahrgenommen und entsprechend gewertet. Maßgeblich für die Beurteilung der Land-
schaft ist also vor allem das ästhetische Empfinden (Wahrnehmen) des Betrachters. Bei der Betrachtung 
werden dann, bewusst oder unbewusst, ästhetisch wirksame Bedürfnisse unterschiedlich stark erfüllt. 
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Die Bedeutung des Schutzgutes „Landschaftsbild“ für das in Rede stehende Plangebiet ist auf Grund der 
Lage des Plangebiets an einer Erhebung in topographisch bewegtem Gelände als hoch einzustufen. Der 
Bestand der Hauptgebäude im Plangebiet ist bereits vorhanden. Die Bungalowsiedlung wird seit den 
1970/80er Jahren als bebautes Gebiet im Landschaftsraum wahrgenommen. Dieser Zustand wird aufgrund 
der Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht bedeutend verändert. Die Höhenentwicklung neuer Gebäude 
im Plangebiet wird sich künftig am Bestand orientieren (Einzelentscheidung nach den Vorgaben des § 35 
BauGB). Damit ist sichergestellt, dass durch die Umsetzung des Bebauungsplanes, keine erheblichen Be-
einträchtigungen des Landschaftsbildes ausgelöst werden.  
 
 

19.5.7. Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

 
Um die aus artenschutzrechtlicher Sicht relevanten, möglichen Konfliktpotenziale zu ermitteln und diesen 
mögliche Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen bzw. vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (sog. 
CEF-Maßnahmen) gegenüberzustellen, wurde das in Rede stehende Vorhaben hinsichtlich der Vorgaben 
des § 44 BNatSchG überprüft. 
Lassen sich Beeinträchtigungen der ökologischen Funktionen der, bei Umsetzung der Planung betroffenen 
Lebensräume nicht vermeiden, wird ggf. die Durchführung von vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen im 
Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG in Betracht gezogen. Diese dienen zum Erhalt einer kontinuierlichen Funk-
tionalität betroffener Lebensstätten. Können solche vorgezogenen Maßnahmen mit räumlichem Bezug zu 
betroffenen Lebensstätten den dauerhaften Erhalt der Habitatfunktion und ein entsprechendes Besied-
lungsniveau gewährleisten, liegt gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG kein Verstoß gegen die einschlägigen Ver-
botstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor. 
 
Bei einer Ortsbegehung wurde das Plangebiet mit den vorhandenen Biotopstrukturen auf mögliche Vorkom-
men geschützter Arten hin untersucht und das Quartierpotenzial beurteilt. Es erfolgte keine explizite Artener-
fassung. In der weiteren Untersuchung wird deshalb in einem sogenannten worst case Szenario untersucht, 
welche geschützten Arten von der Planung betroffen sein könnten. 
 
Fledermäuse/ Vögel 
Ein Vorkommen von Fortpflanzungsstätten von Fledermäusen im Plangebiet kann, aufrund der kleinteiligen 
und dauerhaft genutzten Gebäudestruktur sowie des ebenfalls kleinteiligen Gehölzbestandes (keine großen 
Laubgehölze) ausgeschlossen werden.  
 
Der im bzw. angrenzend an das Plangebiet vorhandene Gehölzbestand lässt ein Vorkommen von Brutplät-
zen von Singvögeln vermuten. 
 
Eine Schädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bzw. damit einhergehende Verluste von Tieren kann 
durch die nachfolgend benannte Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme ausgeschlossen werden, da 
keine wesentliche Beseitigungen des Gehölzbestandes durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes, bis 
auf einzelne Gehölze, ausgelöst werden.  
 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme: 

- Durch ein Verbot von Gehölzbeseitigungen innerhalb der Brutzeit von Vögeln (zulässig nur im Zeitraum 
vom 01. Oktober bis 28. Februar p.a.) wird sichergestellt, dass diese nicht durch baubedingte Wirkungen 
des Vorhabens betroffen werden. 

Amphibien 
Ein Vorkommen von Amphibien kann aufgrund der erheblichen Entfernung zu Still – und Fließgewässern 
und der angrenzend vorhandenen baulichen Vorbelastung ausgeschlossen werden. 
 
Insekten 
Aufgrund der baulichen Nutzung im Plangebiet und den angrenzenden Bereichen ist nicht davon auszuge-
hen, dass ein Vorkommen von geschützten Insektenarten auf den Flächen des Plangebietes zu verzeichnen 
ist. Eine wesentliche Beeinträchtigung von Insekten durch das Vorhaben kann ausgeschlossen werden, da 
die Planung nur schrittweise umgesetzt werden wird und der Eingriff durch Versiegelung sich auf ca. 8% der 
Gesamtfläche beschränken wird. Der andere Teil der Flächen bleibt als Gartenland bestehen.  Aus diesem 
Grund stände einem möglichen Vorkommen von geschützten Insekten immer noch ein ausreichender Aus-
weichraum zur Verfügung. 
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Dem Eintreten einschlägiger Verbotstatbestände (Schädigungs-, Störungs- und Tötungsverbot) gemäß § 44 
Abs. 1 BNatSchG kann durch die o.a. und geeigneten Minderungsmaßnahme begegnet werden. Die Not-
wendigkeit der Beantragung einer Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist nicht erforderlich. 
 

19.5.8. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich des Baus und Vorhandenseins 

 
Mit der langfristig gesicherten Nutzung der bereits bebauten Flächen des Plangebiets erfolgt keine Neuinan-
spruchnahme und keine umweltrelevante Beeinträchtigung von bisher unberührtem Landschaftsraum. 
 

19.5.8.1.  Umweltbeeinflussende, baubedingte Wirkfaktoren (temporäre Beeinträchtigung) 

 
1. Flächeninanspruchnahme 
Es ist davon auszugehen, dass neben den Flächen für neu zu errichtende bzw. zu erweiternde bauliche 
Anlagen und Zuwegungen auch Teile der eigentlich nicht bebaubaren Fläche im Plangebiet vorübergehend 
als Lager- oder Arbeitsfläche für den Baubetrieb in Anspruch genommen werden. Innerhalb dieser Arbeits-
flächen wird der Boden u.U. durch Baumaschinen verdichtet; dieser Eingriff ist aber nach Abschluss der 
Baumaßnahmen entsprechend der getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplanes wieder zu beseitigen. 
 
Die baulichen Anlagen im Sondergebiet werden überwiegend im Bereich der bereits durch Überbauung vor-
belasteten Flächen errichtet werden. Der Versiegelungsgrad im Plangebiet wird insgesamt nur geringfügig 
(um ca. 7% der Gesamtfläche) weiter erhöht werden können. 
 
Die gesamte übrige Fläche wird als private Grünfläche gestaltet bzw. gemäß den Textlichen Festsetzungen 
bzw. festgesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft be-
pflanzt.  
 
Der planbedingte Eingriff wurde durch die getroffenen Festsetzungen auf das notwendige Maß minimiert und 
durch entsprechende naturschutzfachliche Ausgleichsmaßnahmen kompensiert (Eingriffsausgleichsbilanz). 
In den nicht bebaubaren Grundstücksflächen bleiben die Bodenfunktionen weitestgehend erhalten. 
 
2. Bodenentnahmen, Abgrabungen, Aufschüttungen 
Zur Realisierung der baulichen Anlagen werden auf Grund der vorhandenen Bausubstanz an Hauptbaukör-
pern nur in einem geringen Umfang Aufschüttungen gegenüber dem derzeitigen Geländeniveau erforderlich 
sein. Die bleibenden Eingriffe sind Bestandteil der Kompensationsbilanz; temporär erforderliche Maßnahmen 
sind nach Fertigstellung der baulichen Anlagen zurückzubauen. 
 
3. Wasserentnahmen, Abwässer und Abfälle 
Das anstehende Grund- und Schichtwasser wird nach derzeitigem Kenntnisstand durch das Planvorhaben 
nicht berührt. 
Mit dem Anfall baubedingter Abwässer und Abfallstoffe unterschiedlichster Art (z.B. durch den Betrieb von 
Maschinen sowie durch überschüssige Bau- und Verpackungsmaterialien) muss gerechnet werden, die je-
doch unter Bezug auf die allgemein geltenden Rechtsbestimmungen und Verordnungen ordnungsgemäß zu 
entsorgen sind. 
 
4. Erschütterungen, Lärm- und Lichtemissionen 
An- und abfahrende Baufahrzeuge sowie der Betrieb von Baumaschinen bei den Gründungs- und Montage-
arbeiten können temporär Erschütterungen und Lärm verursachen. Da bedingt durch den konkreten Stand-
ort sowie der standortbezogenen Nutzung bei den erforderlichen Baumaßnahmen nicht von der Erforderlich-
keit eines Schichtbetriebes ausgegangen werden kann, werden diese Maßnahmen in der Regel nur tags-
über erfolgen. 
Gleiches gilt für mögliche Lichtemissionen (z.B. Baustellenbeleuchtung), die im konkreten Fall in der Nacht-
zeit nicht zu erwarten sind. 
 
5. Luftverunreinigungen 
Der Betrieb von Baumaschinen und Transportfahrzeugen führt – temporär begrenzt – zu einem Ausstoß von 
Luftschadstoffen und u.U. auch Staubentwicklungen. 
Beim in Rede stehenden Plangebiet ist jedoch davon auszugehen, dass diese Luftverunreinigungen den 
allgemeinen Grad bei erforderlichen, durchzuführenden Bauarbeiten nicht überschreiten und nur während 
der eigentlichen Bauzeit bis zur Fertigstellung des Vorhabens auftreten werden. 
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6. Visuelle Wirkfaktoren 
Die gesamte Baustelle mit ihren Arbeitsflächen, den im Betrieb befindlichen Baufahrzeugen und dem Lkw – 
Verkehr werden das Erscheinungsbild des Orts- und Landschaftsbildes vorübergehend zusätzlich beein-
trächtigen.  
 
Auf Grund der geringen Größe des Plangebietes sowie der bereits vorhandenen Standortvorbelas-
tung werden die temporär begrenzten baubedingten Beeinträchtigungen als nicht erheblich einge-
stuft. Größere und gleichzeitig stattfindende Baumaßnahmen im Bereich der Wochenendgrundstü-
cke sind nicht zu erwarten. 
 

19.5.8.2.  Umweltbeeinflussende, anlagebedingte Wirkfaktoren 

 
1. Flächeninanspruchnahme 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst ein Gebiet von insgesamt ca. 4,8 ha. Der Ver-
siegelungsgrad wird in diesem Teil des Plangebietes – wie bereits erwähnt – durch die geplanten baulichen 
Anlagen insgesamt nur geringfügig weiter erhöht, da eine bauliche Vorbelastung des Standortes bereits ge-
geben ist. Die übrige Fläche wird als private Grünfläche bepflanzt und gestaltet bzw. entsprechend der fest-
gesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ge-
schützt und gepflegt. 
Der planbedingte Eingriff wurde durch die getroffenen Festsetzungen damit auf das notwendige Maß mini-
miert und wird durch entsprechende naturschutzfachliche Ausgleichsmaßnahmen kompensiert (Eingriffsaus-
gleichsbilanz). In den nicht bebaubaren Grundstücksflächen bleiben die Bodenfunktionen weitestgehend 
erhalten. 
 
2. Klimatische Auswirkungen 
Im direkten Umfeld der versiegelten Flächen kann es zwar zu einer Veränderung des Mikroklimas kommen; 
durch die siedlungsstrukturelle Lage zur Ortslage sowie der lockeren Bebauung und hohen Durchgrünung 
des Plangebietes sind negative Einflüsse auf Kaltluftentstehungsgebiete oder gar die Frischluftzufuhr zur 
Ortslage jedoch nicht zu besorgen. 
 
3. Grund- und Oberflächenwasser 
Durch die, bei der Umsetzung des Bebauungsplanes zulässige geringe höhere Versiegelung verringert sich 
die, für die Infiltration von Regenwasser verbleibende Fläche nur geringfügig. Das unbelastete Oberflächen-
wasser im Plangebiet soll weiterhin zurückgehalten und versickert werden. Dadurch wird das Schutzgut 
Wasser nicht erheblich beeinträchtigt. 
Darüber hinaus kann ein nicht unerheblicher Teil des derzeit im Plangebiet anfallenden unbelasteten Ober-
flächenwassers weiterhin über die Vegetation langsam wieder an die Atmosphäre abgegeben werden. 
 
4. Visuelle Wirkfaktoren 
Auf Grund der Maßgabe, die Höhenbegrenzung künftiger Gebäude im Plangebiet im Einzelgenehmigungs-
verfahren zu entscheiden und auf die unmittelbar umgebende Bebauung abzustellen, wird die landschafts-
bildprägende Weitenwirkung und damit der landschaftsbildwirksame Eingriff des Planvorhabens weitestge-
hend reduziert bzw. minimiert. 
 
5. Arten und Lebensräume 
Mit den Festsetzungen zu verschiedener Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft im Plangebiet soll sichergestellt werden, dass keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen auf das Landschaftsschutzgebiet zu besorgen sind.   
Erhebliche Beeinträchtigung der angrenzenden schutzwürdigen Nutzungen durch die Planung können aus-
geschlossen werden.  
Der Gemeinde Harztor liegen zum aktuellen Zeitpunkt des Planverfahrens keine Kenntnisse über das Vor-
kommen von Arten vor, für die eine Gefährdung hinsichtlich der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG 
besteht. 
 

19.5.8.3.  Umweltbeeinflussende, betriebsbedingte Wirkfaktoren 

 
1. Abwässer 
Die anfallenden Abwässer werden über abflusslose Gruben, die durch Entsorgungsunternehmen des Ab-
wasserzweckverbandes turnusmäßig abgefahren werden und entsprechend dem Stand der Technik zeitnah 
zu sanieren sind entsorgt.  
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Bei der Planung neuer, abwasserrelevanter baulicher Anlagen ist in jedem Fall ein formloser Entwässe-
rungsantrag an den Abwasserzweckverband Südharz zu richten.  
Alle anfallenden, unbelasteten Oberflächenwässer sollen auch weiterhin dezentral im Plangebiet zurückge-
halten bzw. „regenwasseroberflächennah“  abgeleitet werden.  
Eine Trink- und Brauchwasserversorgung des Plangebietes erfolgt über bereits vorhandene Anschlüsse an 
das bestehende Versorgungsnetz des Wasserverbandes. 
 
2. Erschütterungen 
Mit betriebsbedingten Erschütterungen oder Lärmemissionen durch den Betrieb in die Umgebung ist nicht zu 
rechnen. Emissionen werden hauptsächlich von an- und abfahrendem Pkw- Verkehr verursacht, der sich auf 
die jeweiligen Grundstückseigentümer beschränkt.  
Dessen ungeachtet sind die gesetzlichen Vorgaben und anerkannten Regeln der Technik jedoch einzuhal-
ten, so dass eine Erheblichkeit der Umweltbeeinflussung ausgeschlossen werden kann. 
 
3. Lichtemissionen 
Eine weitenwirksame Beleuchtung des Geländes ist nicht vorgesehen.  
 
4. Luftverunreinigungen 
Durch den Betrieb, insbesondere den Nutzer- und Besucherverkehr, ist nicht mit einer Erhöhung von Luft-
schadstoffen im Plangebiet nicht zu rechnen, da die Festsetzungen kein signifikant erhöhtes Verkehrsauf-
kommen hervorrufen werden. 
Dessen ungeachtet sind die gesetzlichen Vorgaben und anerkannten Regeln der Technik jedoch einzuhal-
ten, so dass eine Erheblichkeit der Umweltbeeinflussung ausgeschlossen werden kann. 
 

19.5.9. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich der Nutzung natürlicher Ressourcen 

 
Bei der Umsetzung der Planung erfolgt eine Inanspruchnahme derzeit versickerungsoffener Bodenflächen 
durch Gebäude und Erschließungsanlagen. Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches beträgt 5,2ha. Die 
Bebauung im Plangebiet beschränkt sich auf eine Grundfläche von insgesamt 6.110m², das sind ca. 3.506m² 
zusätzlich zum baulichen Bestand im Plangebiet. 
Die betroffenen Flächen weisen keine hohe Empfindlichkeit hinsichtlich einer baulichen Inanspruchnahme 
auf. Es handelt sich nicht um Flächen: 

- die innerhalb eines archäologischen Relevanzgebietes liegen, 
- innerhalb von wasserrechtlichen Schutzgebieten liegen, 
- für die Altlastenverdacht besteht, 
- auf denen gesetzlich geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 15 Abs. 1 ThürNatG oder 

besonders schützenswerte Tier- oder Pflanzengesellschaften vorkommen, 
- die aufgrund der geringen Flächengröße einen erheblichen Einfluss auf das Stadtklima (Kaltluft-

schneise) besitzen. 
 

19.5.10. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 

 
Erhebliche Auswirkungen sind bei der Umsetzung einer Bebauung im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes nicht zu erwarten. Ausführungen dazu sind bereits in Pkt. 19.5.8 erfolgt. 
 

19.5.11. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

 
Erhebliche Auswirkungen sind bei der langfristigen Nutzung des Plangebietes als Wochenendhausgebiet  
nicht zu erwarten. Die Bungalowsiedlung ist bereits in das Abfall- und Wertstoffabfuhrkonzept des Landkrei-
ses Nordhausen integriert. Die Abfallbeseitigung erfolgt nach den derzeit geltenden rechtlichen Bestimmun-
gen. 
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19.5.12. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) 

 
Erhebliche Auswirkungen sind bei der Umsetzung der Planung nicht zu erwarten. Die Sondergebietsflächen 
befinden sich nicht innerhalb eines archäologischen Relevanzgebietes. Die dargestellte Art der baulichen 
Nutzung (Sondergebiet Wochenendhausgebiet) schließt die Errichtung von Störfallbetrieben oder erheblich 
emittierenden Gewerbebetrieben aus. 
 

19.5.13. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben 
benachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme in Bezug 
auf möglicherweise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von natür-
lichen Ressourcen 

 
Erhebliche Auswirkungen sind bei der Umsetzung der Planung nicht zu erwarten. Die Ortslage Herrmanns-
acker verfügt nicht über Gebiete oder Nutzungen mit spezieller Umweltrelevanz oder mit Umweltproblemen 
in Bezug auf die Nutzung natürlicher Ressourcen. 
 

19.5.14. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima 
(zum Beispiel Art und Ausmaß der Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit der geplanten Vor-
haben gegenüber den Folgen des Klimawandels 

 
Erhebliche Auswirkungen sind bei der langfristigen Sicherung bzw. geringfügigen Erweiterung der Bebauung 
im Geltungsbereich nicht zu erwarten.  
 

19.5.15. Umweltrelevante Auswirkungen hinsichtlich der eingesetzten Techniken und Stoffe 

 
Erhebliche Auswirkungen sind bei der Umsetzung einer Bebauung im Geltungsbereich nicht zu erwarten.  
 
 

19.6. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

 
Hinsichtlich der Auswirkungen bei der Umsetzung der Planung wird neben den Ergebnissen des Umweltbe-
richts auch auf die entsprechenden Ausführungen im Grünordnungsplan und in der Begründung verwiesen. 
In den entsprechenden Abschnitten und an den jeweiligen Stellen der Planunterlagen wurden die Festset-
zungen insbesondere auch im Hinblick auf die Effekte zur Minimierung und zum Ausgleich detailliert erläu-
tert.   
Es kann davon ausgegangen werden, dass auf Grund der getroffenen Festsetzungen durch die Planung im 
Gebiet keine erhebliche Beeinflussung der Umweltmerkmale eintreten werden. 
 
 

19.7. In Betracht kommende andersweitige Planungsmöglichkeiten unter Beachtung der Ziele und des räumli-
chen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

 
Da es sich bei dem Plangebiet um eine bereits bestehende Bungalowsiedlung handelt, die langfristig pla-
nungsrechtlich gesichert werden soll, bestehen keine andersweitigen Planungsmöglichkeiten. Die erforderli-
chen Erschließungsanlagen und Straßen, bzw. Wegeführungen sind bereits ausgebaut. Die Planinhalte zie-
len lediglich auf eine geringe Erweiterungsmöglichkeit einzelner Hauptgebäude sowie die Errichtung einzel-
ner Nebengebäude ab. Die vorliegende Planung basiert auf der ressourcenschonenden Nutzung bereits 
vorhandener baulicher Anlagen. Planungsalternativen wären mit einem erheblichen Flächenmehrverbrauch 
verbunden. Dies liegt nicht im städtebaulichen Interesse der Gemeinde Harztor. 
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20. Wichtigste Merkmale der verwendeten technischen Verfahren und Methodik bei der Umweltprüfung 

 
Zum in Rede stehenden Bebauungsplan wurde im Ergebnis der Umweltprüfung ein Umweltbericht gemäß 
Anlage 1 zum BauGB und eine Eingriffsausgleichsbilanzierung erarbeitet. Diese werden im weiteren Verlauf 
des Planverfahrens entsprechend ergänzend fortgeschrieben. Da somit die Methodik nach dem bestehen-
den Recht vorgenommen wurde, wird davon ausgegangen, dass sie den anerkannten Regeln der Technik  
und des zurzeit gültigen Planungsrechts entspricht. 
Die Verfahrensschritte der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurden gemäß der Bestimmungen des 
BauGB im Rahmen des Planverfahrens durchgeführt, die Aussagen in das Bauleitplanverfahren eingestellt 
und im Rahmen der kommunalen Abwägung nach § 1 (7) BauGB entsprechend berücksichtigt. 
 
 

21. Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind 

 
Bei der Zusammenstellung der Angaben sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.  
 
 

22. Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchfüh-
rung des Bebauungsplanes auf die Umwelt 

 
Die Überwachung im Zuge der Umsetzung der Planung bezieht sich auf eine Kontrolle der Pflanzmaßnah-
men im Plangebiet sowie der extern festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen (Anwuchs- und Erhaltungspflege 
ggf. Ersatz) durch die Gemeinde Harztor.  
 
Nach Abschluss des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes haben die Behörden die Gemeinde 
Harztor gemäß § 4 (3) BauGB zu unterrichten, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durch-
führung des Bebauungsplanes erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt hat. Auf Grund dieser Aussagen 
sind Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen zu erarbeiten. Seitens der Gemeinde 
Harztor wird zurzeit jedoch davon ausgegangen, dass keine weiteren Maßnahmen erforderlich sein wer-
den. 
 
 

23. Zusammenfassende Erklärung zum Umweltbericht und Umweltprüfung 

 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass durch bei Umsetzung des Bebauungsplanes Umweltbeein-
trächtigungen zu erwarten sind. Es werden jedoch, unter der Berücksichtigung der getroffenen Festsetzun-
gen, der Ausgleichsmaßnahmen und dem Ablauf einer gewissen Wachstumszeit bei den Pflanzmaßnahmen, 
keine „erheblichen Umweltbeeinträchtigungen“ durch das Planvorhaben eintreten. Aus diesen Gründen wird 
die Planung durch- und fortgeführt, da aus Sicht der Gemeinde Harztor städtebauliche Belange – wie in der 
Begründung ausführlich dargelegt – überwiegen  und vorgehen. 
 
 

24. Planverfasser 

 
Die Planunterlagen wurden vom Stadtplanungsbüro Meißner & Dumjahn, Käthe-Kollwitz-Straße 9, in Nord-
hausen erarbeitet. 
 
Harztor, Juni 2021 
 


